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Betriebsräte. 


Das Geſetz über die Betriebsräte gehört 
zu denjenigen neueren Geſetzentwürfen, die 
auf keiner Intereſſentenſeite volle Zuſtim⸗ 
mung finden. Die Angeſtellten halten die 
ihnen darin gemachten Zugeſtändniſſe für zu 
gering, und der „Vorwärts“ hat vor kurzem 
noch erklärt, die ſozialdemokratiſche Fraktion 
der Nationalverſammlung werde ſich be- 
mühen, eine Verſchärfung des Geſetzes über 
die Regierungsvorlage hinaus durchzuſetzen. 
Die Unternehmer dagegen empfinden manche 
Vorſchrift des Geſetzes als eine Einengung 
ihrer Handlungsfreiheit, die ihnen für die 
Entwicklung ihrer Betriebe unerträglich 
ſcheint. Vom Standpunkt der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei aus betrachtet bedeutet 
gegenüber den extremen Forderungen des 
linken Flügels der vorliegende Wortlaut des 
Entwurfes zweifellos bereits ein Kompromiß, 
das zu verteidigen ihr nicht leicht werden 
wird. Aber es rächt ſich hier eben wieder 
einmal an einem beſonderen Falle jene furcht⸗ 
ſame Rückſtändigkeit gegenüber neuen 
Ideen, die die ganze Politik der mehrheits⸗ 
ſozialdemokratiſchen Partei in der Revolution 
gekennzeichnet hat. l l 
Wenn man von allen Einzelheiten ab⸗ 
ſieht, ſo iſt der grundſätzliche Fehler des 
Betriebsrätegeſetzes in der vorliegenden Form 


die Belaſtung der Betriebsräte mit, zwei 
Aufgabenkreiſen ganz 


verſchiedener Natur. 
Die Betriebsräte ſollen einmal die Aufgaben 
von Arbeitnehmerausſchüſſen gegenüber den 
rbeitgebern erfüllen, und ſie ſollen anderer⸗ 
ſeits eine Mitbeſtimmung bei der Leitung 
des Produktions⸗Inſtruments haben. Dadurch 
ſoll gewiſſermaßen eine Gleichſtellung oder 
och mindeſtens ein Hand⸗in Hand⸗arbeiten 
er beiden Produzentenkategorien, des Ar⸗ 
beiterproduzenten und des Unternehmer⸗ 
Produzenten, bewirkt werden. Dieſe beiden 
Aufgaben ſchließen ſich um deswillen aus, 


weil der Betriebsrat als reine Arbeitnehmer⸗ 
vertretung zunächſt als wichtigſte Aufgabe 
die Vertretung der Arbeitnehmerſchaft im 
Lohnkampf hat. Er ſteht damit als Gegner 
dem Unternehmer gegenüber. Er hat reine 
Arbeitnehmerintereſſen zu vertreten. Das 
beſte Mitglied des Betriebsrates vom Ar⸗ 
beiterſtandpunkt aus geſehen wird dasjenige 
ſein, das, trotz allem Entgegenkommen in der 
Form, am einſeitigſten die Intereſſen der 
Arbeitnehmer vertritt. Denn der Kampf, in 
dem der Betriebsrat Partei ſein ſoll, dreht ſich 
um den Anteil an den Rechten der Auslegung 
des Dienſtvertrages und um die Verteilung 
des Ertrages der Unternehmung zwiſchen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Nun iſt 
außerhalb des eigentlichen Kampffeldes über 
Lohnfragen zweifellos eine gewiſſe Inter⸗ 
eſſenſolidarität zwiſchen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern vorhanden. Denn auch der Ar⸗ 
beiter hat ein Intereſſe daran, daß das Unter⸗ 
nehmen möglichſt reichlich verdient. Denn je 
höher der Ertrag des Unternehmens iſt, deſto 
größer muß ihm die Chance erſcheinen, ſeinen 
eigenen Anteil vergrößern zu können. Des⸗ 
halb iſt auch aus völlig ſelbſtiſchen Inter⸗ 
eſſen heraus dem Arbeiter ebenſo wie dem 
Angeſtellten ſicher daran gelegen, die Rens 
tabilität des Unternehmens mitbeſtimmen zu 
können. Und tatſächlich haben praktiſch ja 
auch bereits derartige Solidaritätsbeſtre⸗ 
bungen zu gewiſſen Ergebniſſen geführt, in⸗ 
dem in manchen modernen Tarifverträgen 
die Arbeiter nicht bloß Lohnpolitik, ſondern 
auch im großen Induſtriepolſtik trieben. Eine 
derartige Induſtriepolitik iſt z. B. in ſolchen 
Tarifbeſtimmungen zu ſehen, durch die die 
Arbeiter ſich verpflichtet haben, bei keinen 
Arbeitgebern Stellung zu nehmen, die durch 
Schleuderkonkurrenz das Gewerbe ſtören. 
Hier beſteht aber doch noch immer ein weſent⸗ 
licher Unterſchied gegen die produktionspoli⸗ 
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tiſche Betätigung der Betriebsräte, wie ſie jetzt 
geplant iſt. Denn hier handelt es ſich um 
einen Schutz des geſamten Gewerbes und ge⸗ 
wiſſermaßen um die Sanktion des Gedankens, 
daß der Lohnkampf nicht im einzelnen Be⸗ 
trieb, ſondern für das Geſamtgewerbe gemein⸗ 
ſam ausgefochten werden muß. Der Ver⸗ 
bandsgedanke alſo iſt herrſchend, nicht die 
der ſyndikaliſtiſchen Gedankenwelt entnom⸗ 
mene Auffaſſung von der vorherrſchenden Be- 
deutung des einzelnen Betriebes. Immerhin 
hat durch die Bildung der Arbeitsgemein- 
ſchaft zwischen Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbänden während des Krieges ſich 
die Idee übermäßig breitgemacht, daß die 
Gemeinſchaft von Verbänden, die in erſter 
und letzter Linie für den Lohnkampf und 
für die Auslegung der Dienſtvertragsrechte 
geſchaffen wurden, auch geeignet ſei, produk⸗ 
tionstechniſche Angelegenheiten zu erledigen. 
Dieſer Gedanke an ſich ſteht ſicher feſt, 
aber was auf den Höhen möglich iſt, 
wo ſich die Leitungen von Verbänden 
treffen, iſt noch nicht in den Niederungen 
durchführbar, wo die Einzelunternehmer mit 
den Arbeitnehmern ihres Betriebes ringen. 

In dem Regierungsentwurf wird trotz— 
dem den Betriebsräten des einzelnen Unter⸗ 
nehmens die Doppelkompetenz als An⸗ 
geſtelltenvertretung und als mitberatende In⸗ 
ſtanz bei der Führung der Unternehmungen 
verliehen. Der Agitator und einſeitige 
Parteigänger wird dadurch zum ſachverſtän⸗ 
digen Sachwalter gemacht. Selten nur 
werden Charakter und Fähigkeiten einem 
Menſchen es möglich machen, dieſe beiden 
Aufgaben gleichzeitig zu erfüllen. In jedem 
Betrieb werden ſich zweifellos auch unter den 
Arbeitern ein paar Männer und Frauen 
finden, die die Lebensintereſſen des Betriebes 
begreifen und ſeine produktionstechniſchen 
Grundlagen verſtehen werden. Nun iſt es ſchon 
höchſt zweifelhaft, daß gerade dieſe in der 
Regel meiſt ſtilleren Naturen in den Be⸗ 
triebsrat gewählt werden, von dem zunächſt 
tatkräftige Förderung der Arbeitnehmerinter⸗ 
eſſen verlangt wird. Ganz ſicher aber iſt es, 
daß nicht all die vielen Leute, die den Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes gemäß in den Be⸗ 
triebsrat zu wählen find, dieje beiden Eigen⸗ 
ſchaften in ihrer ſeltenen Vereinigung ver⸗ 
körpern. Die Vereinigung dieſer beiden Kom⸗ 
petenzen iſt ſicher weiten Kreiſen der Arbeiter⸗ 
ſchaft etwas ganz Natürliches. Sie wiſſen 
nichts von der Beſonderheit der Unternehmer⸗ 
arbeit, ſie ſind aufgewachſen in der Marx⸗ 
ſchen Lehre, daß der Arbeiter alle Werte 
ſchafft, daß der Kapitaliſt von der Yus- 
beutung des Mehrwerts lebt, und ſie halten 
es deshalb auch für ganz ſelbſtverſtändlich, 
daß derjenige, der die Werte ſchafft, ſie auch 
ohne weiteres ſelbſt ſo verwerten kann, daß 


der Arbeitsertrag in voller Höhe den Arbei⸗ 
tern und Angeſtellten zufließt. Von dieſer 
Marxſchen Lehre gehen nicht nur die Ar- 
beiter, ſondern auch ohne weiteres alle 
Angeſtellten aus, obwohl die weibliche 
Angeſtellte, der der Spekulant ſeine 
Briefe in die Schreibmaſchine diktiert, 
einen ganz unbeſtimmten, ſicher aber 
recht kleinen Anteil an dem finanziellen Er- 
folg hat, den der Spekulant durch die von 
ihr geſchriebenen Briefe erzielt. Folgerung: 
man braucht nur den Kapitaliſten (der immer 
mit dem Unternehmer ohne weiteres identi— 
fiziert wird) auszuſchalten und alle Uebel 
der bisherigen Geſellſchaftsordnung find be- 
ſeitigt. Die Männer, die jetzt in der 
Regierung ſitzen, und die zum größten Teil 
Jahrzehntelang durch ihre Agitation jene 
Auffaſſungen genährt haben, können jetzt 
natürlich die Arbeiter ſehr ſchwer 
eines anderen belehren. Aber ſie hätten die 
Möglichkeit gehabt, gleichzeitig für die Ar- 
beiterſchaft und für die geſamte Volkswirt 
ſchaft etwas ſehr Nützliches zu leiſten, wenn 
ſie nicht zu kurzſichtig und zu ängſtlich ge⸗ 
weſen wären, das, was am Strome jener 
Arbeiterideen richtig iſt, rechtzeitig in ein 
anderes Bett zu lenken. Um das heutige Be⸗ 
triebsrätegeſetz in ſeiner Monſtroſität richtig 
zu verſtehen, muß man ſich daran erinnern, 
daß es aus der Angſt vor dem Arbeiterrats— 
gedanken entſtanden iſt. Teilweiſe als An⸗ 
ſteckung durch die ruſſiſche Revolution, teil- 
weiſe aber auch aus beſonderen, tiefer 
liegenden ſeeliſchen Urſprüngen hat ſofort 
während der deutſchen Revolution auch in 
der deutſchen Arbeiterwelt der Arbeiterrats- 
gedanke Wurzel gefaßt. Zunächſt natürlich 
getragen von jener wilden Kraft, mit der 
neue Gedanken nun einmal aufzutreten 
pflegen. Der Arbeiterrat ſollte alles machen. 
Er ſollte dem Staate Geſetze geben, er ſollte 
Staat und Gemeinde verwalten, und er ſollte 
den einzelnen Betrieb leiten. Der Arbeiterrat 
war die Form, in der der Arbeiter ſich die 
Herrſchaft über den Staat und über die Pro- 
duktionsmittel dachte. Seine äußerſte Kon- 
ſequenz war die Rätediktatur. Die Furcht 
der Sozialdemokratie vor dieſem Arbeiter⸗ 
ratsgedanken war zweifach. Die rein po⸗ 
litiſch denkenden Sozialdemokraten fürch- 
teten die Entwurzelung der Partei und die 
Umſtürzung an Stelle der Fortentwicklung 
des Beſtehenden. Die Gewerkſchaftsführer 
fürchteten, daß der Sieg des Arbeiterrats⸗ 
gedankens die Auflöſung der Verbände bedeu⸗ 
ten konnte. Es war von beiden durchaus richtig 
geſehen, daß in dieſer ungezügelten Manier 
und in dieſer unbehauenen Form der Mr- 
beiterratsgedanke mehr Gefahren als Nutzen 
in ſich barg. Aber in dieſer an ſich richtigen 


Erkenntnis verhielten ſich Sozialdemokraten 


* 
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und Gewerkſchaften nicht wie Parteien und 
Perſönlichkeiten, die von jeher den Stand- 
punkt der Entwicklung eingenommen hatten, 
ſondern ſie gebärdeten ſich genau ſo wie die 
konſervativen Parteien des alten Regimes: 
Sie lehnten ſchroff ab und bekämpften bis 
aufs äußerſte die ihnen gefährlich ſcheinenden 
mißliebigen Ideen. Das richtige wäre 
geweſen, ſich zu überlegen, inwieweit das 
Fruchtbare, das dieſe Ideen enthielten, ſich 
in anderen Formen zum Beſten der Geſamt⸗ 
heit verwerten ließ. Vermutlich wären auch 
die amtlichen Kreiſe der Mehrheitsſozial⸗ 
demokratie dann zu etwa ähnlichen Pläuen 
und Vorſchlägen gekommen, wie ſie der An⸗ 
trag Cohen -Kaliſki-Büchel auf dem zweiten 
Rätekongreß formulierte. Aber die ſozial⸗ 
demokratiſchen Führer dachten vermutlich zu⸗ 
nächſt, wie die Bureaukraten des alten Sy 
ſtems, die Sache gewiſſermaßen durch Liegen- 
laſſen zu erledigen. Schließlich aber mußten 
fie erkennen, daß der Gedanke der Miteinfluß⸗ 
nahme auf die Produktion und überhaupt 
der Ratsgedanke aus den Köpfen der Arbeiter 
nicht mehr herauszubekommen war. Die ſtarke 
Abwanderung der Maſſen nach links ſetzte 
fie in Schrecken und Beſtürzung. Anſtatt 
nun wenigſtens nachträglich der politiſchen 
Räteidee noch eine vernünftige Form zu 
geben, flickten ſie das, was ſie zur Befriedi⸗ 
gung des agitatoriſchen Bedürfniſſes für un⸗ 
erläßlich hielten, in jenes Geſetz ein, das 
eigentlich nur der Erweiterung der Befug⸗ 
niſſe der bisherigen Betriebsausſchüſſe 
dienen ſollte. ; 

Was iſt nun aber damit geſchehen? An⸗ 
ſtatt wie es nach dem Antrage Cohen -Kaliſti 
der Fall ſein ſoll, die Mitarbeit der Arbeiter⸗ 
und Angeſtelltenſchaft bei der Steigerung der 
Produktivität der Berufe an jene Stellen 
zu verlegen, wo über die Geſamtverhältniſſe 
im Beruf und im Gewerbe beraten wird, 
will man das Mitregieren des Arbeiters im 
einzelnen Betrieb einführen. Rein formell 
betrachtet vermehrt man damit die Zahl der 

etriebsleiter eines jeden Betriebes. Da man 
aber gar keine Garantie für die Sach⸗ 
verſtändigkeit der neuen Betriebsleiter geben 
ann, ſo vermehrt man faktiſch nur die Zahl 
erer, die mit dreinzureden haben Man Dez 
gradiert auf dieſe Weiſe die Betriebe zu 
Schwatzbuden; ſtatt die Geſamtwirtſchaft zu 
entpolitiſieren, politiſiert man fogar den em- 
zelnen Geſchäftsbetrieb, und alles letzten 
Endes bloß deshalb, weil die Herren Geſetzes⸗ 
macher und Parteipolitiker nicht rechtzeitig 
ie Zugkraft und Bedeutung einer Idee er- 
annt haben. s S 
5 Dieſes Geſetz kann unmöglich ſo bleiben, 
vie es iſt. Denn augenblicklich muß die 
geſamte. finanzpolitiſche, wirtſchaftspolitiſche 
und ſozialpolitiſche Geſetzgebung darauf em- 


geſtellt werden, die Produktivität des 
einzelnen Betriebes und der geſam⸗ 
ten deutſchen Wirtſchaft zu erhöhen. Hier 
aber werden Männer und Frauen zur Mit⸗ 
beſtimmung über die Steuerung der einzelnen 
Geſchäfte zugelaſſen, die im beſten Fall gut⸗ 
willig und gutgläubig ſind, in der Mehrzahl 
der Fälle aber von dem Steuermechanismus 


gar nichts verſtehen und deshalb die Pro- 


duktivität herabdrücken werden, ſtatt ſie zu 
erhöhen. Auf der anderen Seite iſt es not⸗ 
wendig, das ſeeliſche Bedürfnis der Arbeiter⸗ 
ſchaft, an der Produktionsgeſtaltung mitzu⸗ 
wirken, zu erfüllen. Es muß ein Gegen⸗ 
gewicht gegen die Wirkung der fortlaufenden 
Mechaniſierung des Arbeitsprozeſſes ge- 
ſchaffen werden, der den Arbeiter immer mehr 
von dem Ergebnis der von ihm verrichteten 
Einzelarbeit trennt. Eine ſolche Aenderung 
iſt nicht bloß im Intereſſe des Arbeiters, ſon⸗ 
dern ebenſoſehr im Intereſſe der Unter⸗ 
nehmung notwendig. Denn eine hochwertige 
produktive Arbeit, wie ſie im neuen Deutſch⸗ 
land verrichtet werden muß, bedarf der Ein⸗ 
führung der Arbeitsdemokxatie, durch die die 
ſeeliſche Anteilnahme des Arbeiters an ſeiner 
Arbeit wächſt; er muß lernen, daß er nicht 
bloß arbeitet, um ſeinen Lohn zu verdienen, 
ſondern daß feine Arbeit gleichzeitig öffent- 
licher Dienſt iſt. Er muß aber ebenſo die 
beſondere Artung der Unternehmertätigkeit 
verſtehen lernen. Die Zuſammenarbeit, die 
auf dieſem Gebiet und zu dieſem Zweck 
zwiſchen Arbeitern und Unternehmern not⸗ 
wendig ift, kann aber nicht im einzelnen Be- 
trieb geleiſtet werden. Denn der einzelne 
Betrieb kann nur von einem Willen gelenkt 
werden. Die Zuſammenarbeit iſt in die 
Gruppenzuſammenfaſſung aller Betriebe der 
einzelnen Berufe zu verlegen. Und aus dieſen 
Gruppenzuſammenfaſſungen muß die zu gleichen 
Teilen aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
aber auch aus Vertretern der geiſtigen Berufe 
und der übrigen Erwerbstätigen zufammen- 
geſetzte Kammer der Arbeit hervorgehen. 
Darüber müſſen ſich vor allem auch die 
nicht ſozialdemokratiſchenParteien vollkommen, 
klar Jein. Ihre Erkenntnis, daß das Betriebs- 
rätegeſetz in feiner jetzigen Form gefährlich 
iſt, iſt gewiß richtig. Ebenſo iſt ihr Be⸗ 
ſtreben berechtigt, die gefährlichen Beſtim⸗ 
mungen aus dem Geſetz herauszunehmen. 
Aber der Weg, den ſie dazu gehen, ift falſch. 
Sie bemühen ſich jetzt einfach, womöglich auf 
dem Weg der Kompromiſſe mit der Mehr⸗ 
heitsſozialdemokratie, dieſe Beſtimmungen 
auszumerzen. Aber das iſt eine rein nega⸗ 
tive Politik, die die Arbeiter verbittert, und 
die die Mehrheitsſozialdemokratie, wenn ſie 
einem ſolchen Kompromiß zuſtimmt, in eine 
ganz unhaltbare Situation gegenüber den 
Arbeitern bringen muß. Es iſt, wie bereits 
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gejagt, nicht bloß im Intereſſe der Arbeiter, 
ſondern auch im Intereſſe der Geſamtheit 
notwendig, ſich der Mitarbeit der Arbeiter⸗ 
ſchaft bei der Produktionsleitung zu ver⸗ 
gewiſſern. Dann muß aber eben neben 
das Betriebsrätegeſetz ein Ergänzungsgeſetz 
geſtellt werden, das den Betriebsräten Pro⸗ 
duktionsräte zugeſellt. Dieſe neuen Räte 
werden unter ganz anderen Geſichtspunkten 
gewählt, fie werden von der agi- 
katoriſchen Laſt befreit, ſich ſchöpferiſch den 
Arbeiten des Berufs widmen können. 

Nur wenn man an eine ſolche Zweiteilung 
denkt, wird man das Betriebsrätegeſetz ver⸗ 
ſtändig ſo geſtalten können, daß aus ihm 
wirklich alle produktionshindernden Beſtim⸗ 
mungen ausſcheiden können. Dann iſt es 
möglich, das Mitbeſtimmungsrecht ſo auszu⸗ 
geſtalten, daß es dem Arbeitnehmer gegen⸗ 
über dem Arbeitgeber jene Rechte ſichert, die 
der wirklich freie Arbeiter verlangen muß. 
Dann fällt von ſelbſt das Mitbeſtimmungs⸗ 
recht bei der Beförderung, dann wird das 
Mitbeſtimmungsrecht bei der Einſtellung 
weſentlich eingeſchränkt werden können. 
Zweifelhaft bleiben dann noch zunächſt die 
beiden umſtrittenſten Punkte, die Vorlegungs⸗ 
pflicht der Bilanz und der Eintritt einer Ver⸗ 
tretung des Betriebsrats in den Aufſichtsrat 
der Aktiengeſellſchaft. 

Von dem Eintritt in den Aufſichtsrat 
ſcheinen fih Arbeiter und Angeſtellte beſon⸗ 
ders viel zu verſprechen. Wenn ſie wüßten, 
wie wenig die meiſten Aufſichtsräte von den 
Geſchäften ihrer Direktion erfahren, ſo 
würden ſie ſich gar nicht ſo darum reißen. 
Aber eins bleibt allerdings unter allen Um⸗ 
ſtänden notwendig: es muß den Betriebs⸗ 
räten der direkte Verkehr mit dem Auf» 
ſichtsrat offenſtehen. Schon damit eine Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz für die Angeſtellten gegenüber 
den Direktionen geſchaffen wird. Viel ge⸗ 
fährlicher iſt die Vorlegungspflicht der Bilanz. 
Es handelt ſich da nicht etwa bloß um Diffe⸗ 
renzen, die zwiſchen Arbeitern und Unter⸗ 
nehmern wegen der Bewertung des Unter⸗ 
nehmerlohns entſtehen könnten. Die ſchwie⸗ 
rigen Fragen der Abſchreibung und der Not- 
wendigkeit von Reſerven ſind ſchon vielen 
Unternehmern, geſchweige denn den Arbeitern 
unklar. Schon die Kritik von aktiengeſellſchaft⸗ 
lichen Bilanzen in der Arbeiterpreſſe hat früher 
Schwierigkeiten geſchaſſen, aber dieſe Schwierig⸗ 
keiten werden erhöht, wenn es fith um Bilanzen von 
Privatnunternehmungen handelt, bei denen die 
Reſerven vielfach im Kapitalkonto der Unter 
nehmer ſtecken. Hier kann nur allzu leicht 
aus der Bilanz heraus der Glaube bei den 
Arbeitern erweckt werden, daß ſie mit dem 
Verlangen nach Lohnerhöhungen berechtigte 
und erfüllbare Forderungen vertreten, wäh⸗ 
rend ſie in Wirklichkeit die Rentabilität und 


für ſich beſondere Ausſchüſſe. 


die Zukunft ihrer Unternehmungen aufs 
Ernſteſte gefährden. 

Es kommt hier aber noch etwas ande⸗ 
res in Betracht, das ſich eigentlich die Leiter 
der Arbeiterverbände recht ernſt überlegen 
ſollten: Lohnfeſtſetzungen können nach den 
Ideen, die man bisher darüber hatte, nur 
von Verband zu Verband, d. h. für den ge⸗ 
ſamten Beruf getroffen werden. Schon vom 
Standpunkt der Sozialiſierung aus iſt es voll⸗ 
kommen falſch, daß Arbeiter, die in einem 
beſonders rentablen Unternehmen arbeiten, 
mehr Lohn erhalten als Arbeiter, deren 
Betriebsſtätte zufällig mit Unterbilanz ar⸗ 
beitet. Das hieße ein Privileg der Glücks⸗ 
pilze ſchaffen. Aber auch vom Standpunkt 
der Gewerkſchaftsentwicklung kann die Vor⸗ 
legung der Bilanz des Einzelunternehmens 
leicht dazu führen, daß die ein⸗ 
zelnen Betriebsgrupppen der Arbeiterſchaft 
ſich von der Verbandsleitung völlig eman- 
zipieren und, wenn ſie glauben, daß ihr 
Sonderunternehmen beſonders günſtig ge 
ſtellt iſt, auf eigene Fauſt Lohnkämpfe ſühren. 
Das würde die vollkommene ſyndikaliſtiſche 
Durchſetzung und ſchließliche Sprengung der 
Gewerkſchaftsverbände bedeuten. 

Im einzelnen ließe ſich an dem Betriebs⸗ 
rätegeſetz auch ſonſt noch mancherlei kriti⸗ 
ſieren. Mit Recht fordern die Angeſtellten 


deshalb notwendig, weil die Gewährung des 
Mitbeſtimmungsrechtes bei Einſtellungen für 
Arbeiter viel weniger weittragende Konfe- 
quenzen als für Angeſtellte haben würde, 
und weil es vermutlich für Angeſtellte ganz 
anders ausgeſtaltet werden muß. Schließlich 
wird man aber auch mit der bloßen 


Zweiteilung des Betriebsrates gar nicht 
auskommen. Ueberall da, wo geiſtige 
Arbeiter, tätig ſind, ſei es als lei— 


tende Angeſtellte in Induſtrie und Handels- 
geſchäft, fei es als Redakteure im Zeitungs- 
betrieb, ſei es als Künſtler, als Chemiker, 
als Ingenieure, kann man unmöglich deren 
ſpezifiſche Intereſſenvertretung, bloß weil ſie 
auch auf Dienſtvertrag angeſtellt ſind, einem 
Rat überlaſſen, der von ihren beſonderen 
Intereſſen nichts weiß oder gar nichts wiſſen 
will. Aber über all dieſe Einzelfragen läßt 
ſich erſt dann befriedigend reden, wenn man 
die widernatürliche Doppelnatur des Be- 
triebsrates im jetzigen Entwurf be- 
ſeitigt hat. Und die kann man nur 
beſeitigen, wenn man in dem großen Problem 
die Löſung zu finden weiß, die — 
aber außerhalb der Betriebsräte — gefunden 
werden muß, dem Problem der ſeeliſchen Mit- 
beteiligung des Arbeiters am Arbeitsprozeß 
und an der Geſtaltung der Produktion zum 
5 der Erhöhung der Produktivität der 
Arbeit. 


Die find fon ~ 
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Steuerzahlung durch Zoßnaßzug ? 


Von Dr. Herbert E. Birſchberg⸗ Berlin. 


Von allen Steuerprojekten des Reichsfinanzminiſters 
Erzberger ift die Reichseinkommenſteuer 
dasjenige, das auf allen Seiten dem geringſten Wider- 
ſtande begegnet. Die Vereinheitlichung der bisher ſo 
verſchiedenartigen Einkommenserfaſſung, wie ſie von 
Staat und Gemeinden im Deutſchen Reiche bisher ge- 
handhabt wurde, und die ſteuerliche Selbſtändigmachung 
des Reiches iſt eine Forderung, die ſeit Jahr und Tag 
von einſichtigen Steuerpolitikern im ganzen Reiche immer 
wieder geſtellt und insbeſondere auch im „Plutus“ ver- 
ſchiedentlich vertreten worden iſt. 


Angeſichts der großen Bedeutung, die der Reichs- 
einkommenſteuer als der künftigen Hauptſteuer des 
deutſchen Reichsangehörigen zukommt, ift es notwendig, 
die theoretiſchen Grundſätze, nach denen ſie erhoben 
werden ſoll, beizeiten nach allen Seiten hin aufs 
forgfältigite zu klären. An dieſer Stelle fei heu e ing- 
beſondere eine Beſteuerungsmethode einer Prüfung unter- 
zogen, die neuerdings von verſchiedenen Seiten wegen 
der leichten Erhebbarkeit der Steuer und des daher zu 
erwartenden großen Steuererträgniſſes beſonders em⸗ 
pfohlen wird. Die Einkommenserfaſſung an der Quelle. 
Die Verfechter dieſes Prinzips — das auf den erſten 
Blick ſo überaus einleuchtend und bequem erſcheint — 
treten nicht nur für die Kapitalertragsſteuer ein, die 
von der Regierung im Frühjahr dieſes Jahres vor- 
gelegt und wegen der allſeitigen gegen ſie erhobenen 
Bedenken bald wieder zurückgezogen worden iſt, ſondern 
empfehlen auch, das Einkommen aller im Angeſtellten⸗ 
und Arbeiter⸗ Verhältnis befindlichen Perſonen 
nicht in der bisherigen Weiſe durch Veranlagung vom 
Jahreseinkommen, ſondern dur ch prozentuale 
Abzüge bei der jedesmaligen Gehalts 
und Lohnzahlung unmittelbar an der 
Quelle zu beſteuern. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß bei der 
außerordentlichen Steigerung, die die Einkünfte der 
Arbeitnehmergruppen erfahren, und der wachſenden 
Bedeutung, die ſie hierdurch für das Steuerbudget ge⸗ 
wonnen haben, eine wirkliche Erfaſſung dieſer Einkommen 
eine dringende Notwendigkeit darſtellt. Der dazu vor- 
geſchlagene Weg aber führt zu Konſequenzen, mit denen 
man ſich aus Gründen der Steuergerechtigkeit nicht eine 
verſtanden erklären kann. Er würde zur Folge haben, 
daß im Staate zwei Arten von Steuerzahlern 
geſchaffen würden: die ſelbſtändigen Gewerbe- 
treibenden, Landwirte, freien Berufe uſw., bei denen 
die Veranlagung, wie bisher, nach dem Einkommens; 
ergebnis des vergangenen Jahres durch die Steuer. 
behörde zu erfolgen hätte, und im Gegenſatz dazu das 
große Heer der Arbeitnehmer (etwa 7 bis 
aller Erwerbstätigen), bei denen die Erhebung der 
Steuern nicht durch Veranlagung der Steuerbehörde, 
ſondern durch ſofortige Abzüge bei den Arbeit. 
gebern erfolgen würde. Die nach dieſem Syſtem 
behandelten Arbeitnehmer würden zunächſt aus einem 
mehr gefühlsmäßigen Bedenken einen ſtarken 


Widerſtand gegen eine Regelung erheben, die bei 
einem kleineren Teile der Zenſiten eine ordnungs- 
gemäße Veranlagung durch die Steuerbehörde vorſieht, 
beim Arbeitnehmer aber die Steuer ohne ſyſtematiſche 
Veranlagung in roher Form einfach von den katſäch⸗ 
lich ausgezahlten Geldern abzwackt. Viel gewichtiger 
aber find die ſchwerwiegenden ſachlichen Gründe, 
die gegen ein ſolches Syſtem ſprechen. Die Einbehal⸗ 
tung von prozentualen Abzügen von Monats bzw. 
Wocheneinkommen würde es unmöglich machen, daß 
die größeren Einkommen höher als die kleineren belaſtet 
werden. Die Verfechter des Syſtems ſind ſich dieſer 
Konſequenz auch bewußt und vertreten den Standpunkt, 
daß man auf die Staffelung vollkommen 
verzichten und bis zu einer hohen Einkommensſtufe — 
der ehemalige Reichsſchatzminiſter Gothein, der u. a. 
für das Syſtem eintritt, empfiehlt bis zu 50 000 M. — 
gleichmäßige Sätze erheben ſolle. Gegen dieſen Stand⸗ 
punkt muß der ſchärfſte Einſpruch erhoben werden. Eine 
gerechte Einkommenſteuer kann auf eine Berückſichti⸗ 
gung der Leiſtungsfähigkeit durch Staffelung nach der 
Höhe des Einkommens nicht berzichten. Es ſei hier 
u. a. an den ausgezeichneten Vorſchlag erinnert, den 
Dr. Jerwitz vor einigen Wochen in der „Voſſiſchen 
Zeitung“ gemacht hat: bei der Steuererhebung nicht 
nur verſchiedenartige Prozentſätze, je nach der Höhe 
des Einkommens, in Anwendung zu bringen, ſondern 
auch die Zahl der Perſonen, die von dem 
Einkommen leben — Junggeſellen, Ehepaare ohne 
Kinder, Ehepaare mit zwei, vier uſw. Kindern, — zu 
berückſichtigen. Das Syſtem der Prozentabzüge vom 
Einkommen würde nicht nur eine derartige Ausgeſtal⸗ 
tung verhindern, ſondern auch die ſchon heute in 
kleinerem Amfange beſtehenden Berückſichtigungen be⸗ 
ſonderer Verhältniſſe — Herabſetzung um 1—2 Steuer- 
ſtufen bei großer Kinderzahl, Verpflichtungen gegen 
erwerbsunfähige Angehörige uſw. — unmöglich machen. 
Auch die heute geſtatteten Abzüge für Lebensverſiche 
rungsprämien bis zum Betrage von 600 M. würden 
bei dieſem Syſtem für den größten Teil der Steuer⸗ 
zahler fortfallen. Nun wäre eventl. daran zu denken, 
dem Arbeitgeber bei der Berechnung der Abzüge auch 
die Berückſichtigung dieſer beſonderen Verhältniſſe auf- 
zuerlegen. Damit aber würde man dem Arbeitgeber 
die Machtbefugniſſe der jetzigen Steuereinſchätzungs⸗ 
kommiſſionen übertragen, ein Verfahren, dem grund- 
ſätzliche Bedenken in gleicher Weiſe wie techniſche An⸗ 
möglichteiten im Wege ſtehen. Auch den etwa auf- 
tauchenden Gedanken, wenigſtens die Staffelung nach 
der Höhe des aus der Arbeitstätigkeit fließenden Ein- 
kommens bei dieſem Syſtem aufrechtzuerhalten, indem 
man die ausgezahlten Wochen oder Monatsbeträge 
mit 52 oder 12 multipliziert, um nun den für andere 
Zenſiten dieſer Einkommensklaſſe gültigen Satz zugrunde 
zu legen, muß man ſoſort als unmöglich zurückweiſen. 
Er würde in allen den Fällen ungerecht ſein, in denen 
Arbeitnehmer nur während einer beſtimmten Zeit des 
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Jahres Beſchäftigung haben, d. h. immer dann, wenn 
das für die Beſtimmung des Steuerſatzes von vorn⸗ 
herein zugrunde gelegte Jahreseinkommen überhaupt 
nicht erreicht worden iſt. Wer alſo für alle Einkommen 
aus abhängiger Tätigkeit den Weg der Quellenerfaſſung 
gehen will, muß deshalb auch Anhänger der ganz 
ſtarren und rohen Erhebung gleich hoher 
Sätze für alle Einkommen fein. 


Ein weiteres ſchweres Bedenken gegen das Syſtem 
iſt darin zu ſuchen, daß es der Steuerbehörde unmöglich 
gemacht würde, eine Aberſicht über die geſamte Steuer- 
gebarung zu behalten. Die grundſätzliche Scheidung in 
zwei Arten von Zenſiten würde beiſpielsweiſe in allen 
den zahlreichen Fällen nicht durchführbar ſein, in denen 
Arbeitnehmer zur Selbſtändigkeit übergehen, wie etwa 
Angeſtellte, die ſich etablieren, oder Arbeiter, die eine 
eigene Werkſtatt, einen Laden oder Straßenhandel er⸗ 
öffnen. Wie ſoll in ſolchem Falle die Steuererhebung 
erfolgen? Ein Teil der Steuer würde beim Arbeitgeber 
erhoben werden, den andern müßte die Steuerbehörde 
dann noch durch nachträgliche Einſchätzung oder Ber- 
anlagung auf ſchwierigem Wege zu erfaſſen ſuchen. 
Der Geſamtſteuerverwaltung würde damit eine m- 
mögliche Belaſtung und Komplizierung auferlegt werden. 


Die Quellenerfaſſung beim Arbeitseinkommen ift 
demnach vom Standpunkte eines gerechten wie eines 
überſichtlichen Steuerſyſtems in gleicher Weiſe zu ver⸗ 
werfen. Die zu erwartenden hohen Erträge und die 
(allerdings nur ſcheinbare) Bequemlichkeit des Verfahrens 
dürfen nicht dazu verleiten, Steuermaßnahmen zu treffen, 
die den Grundſätzen der ſteuerlichen Gerechtigkeit ins 
Geſicht ſchlagen und mit dem Gewiſſen nicht zu verein- 
baren ſind. Auf den erſten Blick erſcheint der Vorſchlag 
wie das Ei des Kolumbus. Ein echtes Kolumbusei iſt 
er aber auch: das Ei ſteht, aber es iſt verletzt. 


Wenn auf dem Gebiete der Steuererfaſſung des 
Arbeitnehmereinkommens etwas geſchehen ſoll — und 
daß es notwendig ift, wird niemand, der die Verhält- 
niſſe kennt, leugnen —, ſo kann dies nur dadurch erfolgen, 
daß die Anterlagen für die Steuerveranlagung der 
Behörde in einem umfaſſenderen Maße als bisher zur 
Verfügung geſtellt werden. An Stelle der heute nur 
auf Anfrage der Steuerbehörde zu erteilenden Aus- 
künfte über das Einkommen der Angeſtellten und Arbeiter 
müßte eine ſtändige Berichterſtattung der Arbeit 
geber (am einfachſten wohl in Form von Kartothekkarten, 
die regelmäßig überſandt werden) treten. Dieſes Ver⸗ 
fahren würde die Steuerbehörde mühelos in den Beſitz 
der Unterlagen ſetzen, die für die Haupteinkommens⸗ 
quelle dieſes Perſonenkreiſes maßgebend find. Gleich- 
zeitig würden falſche Steuerdeklarationen von vornherein 
ausgeſchloſſen ſein, wenn der Steuerzahler weiß, daß 
die Behörde nicht nur im Verdachtsfalle eine Rückfrage 
beim Arbeitgeber macht, ſondern in jedem Falle im 
Beſitz der für die Nachprüfung notwendigen Daten iſt. 


Mit dieſem Wege würde in jedem Falle das Ein⸗ 
kommen, ſoweit es fich aus der Alngeftellten- oder 
Arbeitertätigkeit zuſammenſetzt, voll zur Kenntnis der 
Steuerbehörde gelangen, ohne daß das Prinzip der 
einheitlichen Veranlagung aller Zenſiten nach den 
Grundſätzen der Leiſtungsfähigkeit angetaſtet würde. 
Richtig iſt allerdings, daß die Steuerbehörde mit der 
Veranlagung immerhin noch nicht das Geld in der 
Hand hat; beſonders wenn, wie es dieſes Jahr der 
Fall iſt, die Steuerveranlagungen ſo ſpät überſandt 
werden, daß für zwei Quartale oder mehr Steuern auf 
einmal zu entrichten ſind, wird das Beitreiben der Be⸗ 
träge oft auf große Schwierigkeiten ſtoßen. Es muß 
berlickſichtigt werden, daß die Mehrzahl der Arbeiter 
und der kleineren und mittleren Angeſtellten leine Nid- 
lagen für die Steuer zu machen pflegen und in große 
Verlegenheit geſetzt werden, wenn ſie dann auf ein⸗ 
mal einen ſo großen Steuerbetrag entrichten ſollen. 
Deshalb ift der ſchon verſchiedentlich gemachte Vor- 
ſchlag, die E rhebungder Steuern — unter Beibehaltung 
der Veranlagung durch die Steuerbehörde — durch 
Abzüge bei den Lohn- und Gehaltszahlungen vorzu: 
nehmen, ſtark in Erwägung zu ziehen. Die Steuer- 
behörde würde dadurch in den Beſitz der von ihr ver- 
anlagten Steuern kommen, und dem Arbeitnehmer 
würde die Zahlung erleichtert werden. Ein fehiver- 
wiegendes Bedenken gegen dieſe Regelung ſoll aber 
nicht unterdrückt werden. Durch die regelmäßigen Ab 
züge der Steuer bei den Gehalts- und Lohnzahlungen 
würde der zur Auszahlung gelangende Barbetrag jedes- 
mal verkürzt werden. Es iſt zu befürchten, daß die 
große Maſſe der Arbeitnehmer ſich nicht immer vor 
Augen halten wird, daß ſie mit der Entgegennahme 
der geringeren Beträge ihrer allgemeinen Steuerpflicht 
als Staatsbürger nachkommt. Vielmehr werden die 
meiſten einfach eine Lohn- und Gehaltsverkürzung darin 
ſehen, und es ift febr wohl möglich, daß diefe Steuer- 
abzüge dadurch zu einer Quelle von ſonſt nicht gerecht. 
fertigten Lohn- und Gehaltsbewegungen werden. 

Ein wichtiger Geſichtspunkt ſoll zum Schluß noch 
hervorgehoben werden: daß alle Maßnahmen, die man 
gegenüber einzelnen Gruppen von Steuerzahlern zur 
reſtloſen Erfaſſung ihrer Einkommen in Anwendung 
bringt, nur Glieder ſein dürfen in der Kette der Be⸗ 
ſtimmungen, die man gegenüber allen Steuerzahlern 
anwendet. Es dürfen in keinem Falle beſtimmte 
Kategorien ſtrengeren Maßnahmen unterworfen ſein 
als andere, und wer weitgehende Kontrollmaßnahmen 
gegenüber den Arbeitnehmernaller Zweige einführen 
will, darf nicht vor den Wegen zurückſchrecken, die der 
reſtloſen Steuerkontrolle der ſelbſtändig en Gewerbe- 
treibenden — durch Auskunftserteilung der Banken, 
Erweiterung der Buchführungspflicht uſw. — dienen. 
Dies ſei insbeſondere gegenüber denen geſagt, die in 
Maßnahmen, wie den hier behandelten, etwa eine ein⸗ 
ſeitige Benachteiligung der Arbeitnehmer erblicken. 
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Der Gkühkampentruſt. 


Von Fritz Naphtali. 


In der Induſtrie der Metallfadenglühlampen 
iſt ein Zuſammenſchluß in die Wege geleitet worden, 
der einen großen Schritt vorwärts zur rationellen 
Wirtſchaft auf dieſem Gebiete bedeutet, und der 
deshalb um ſeines Prinzips, aber auch um der 
Hemmungen willen, die ſich hier bei der Verwirk⸗ 
lichung der Nationaliſierung zeigen, allgemeine Be⸗ 
achtung verdient. Die Glühlampenfabrik der Auer⸗ 
geſellſchaft und die Glühlampenfabrik der 
A. E. G. ſollen vereint werden, und zwar in der 
Form einer neuen ſelbſtändigen Tochtergeſellſchaft 
der A. E. G. Da bei der Auergeſellſchaft die Osram⸗ 
lampenfabrik das Hauptaktivum bildet, das anderer⸗ 
ſeits in der Auergeſellſchaft verbunden iſt mit 
einer Reihe von Betrieben ganz anderer Fabrika⸗ 
tionsart, ſo ſoll die Auergeſellſchaft zur Durch⸗ 
führung des Planes aufgelöſt werden. Mit dem 
Vorſchlage, der zu dieſem Zwecke von einem Finanz⸗ 
konſortium den Aktionären der Auergeſellſchaft 
unterbreitet wird, werden wir uns nach ſeiner finan⸗ 
ziellen Seite ſpäter befaſſen. Hier foll zunächſt die 
volkswirtſchaftliche Bedeutung des Zuſammen⸗ 
ſchluſſes gewürdigt werden. In der Glühlampen⸗ 
induſtrie, in der die Metallfadenlampe in einem 
Kampfe von über einem Jahrzehnt die Kohlen- 
fadenlampe faſt vollſtändig verdrängt hat, nehmen 
heute in Deutſchland drei Produzenten die führende 
Stellung ein: Die Auergeſellſchaft als Beſitzerin 
der Osramwerke, die A. E. G. und die Siemens 
& Halske A.⸗G. (als Herſtellerin der Wotanlampe). 
Infolge gemeinſamer Beziehungen zu der General 
Electric Company beſteht ſeit Jahren zwiſchen dieſen 
drei Hauptproduzenten der deutſchen Glühlampen⸗ 
induſtrie ſchon eine Gemeinſchaft in der Verwertung 
wichtigſter Patente für die Fabrikation. Neben dieſen 
drei Hauptproduzenten ſpielen in der deutſchen Glüh⸗ 
lampeninduſtrie noch die Bergmann Elektrizitäts- 
Werke, von denen wieder gewiſſe finanzielle Fäden 
zum Siemens & Halske s Konzern führen, die Julius 
Pintſch MG. (Sirius-Lampe) und die Wolfram⸗ 
Lampen⸗Geſellſchaft in Augsburg eine Rolle. Die 
Qualitätsunterſchiede bei den Fabrikaten der pers 
ſchiedenen Geſellſchaften haben fih bei der allge- 
meinen Aufwärtsentwicklung der Glühlampentechnik 
allmählich mehr und mehr verringert, und aus dem 
techniſchen Wettkampf iſt dadurch in ſteigendem Maße 
ein Konkurrenzkampf auf dem Gebiete der Vertriebs⸗ 
organiſation geworden. Dieſer Konkurrenzkampf 
ſpielt ſich nicht nur am inneren deutſchen Markte ab. 
ſondern naturgemäß auch im Exportgeſchäſt. Es iſt 
ohne weiteres einleuchtend, daß es — zumal in der 
Kriegszeit die ausländiſche Konkurrenz in der Ent⸗ 
wicklung nicht ſtehen geblieben iſt — von großem 
Vorteil für die deutſche Glühlampeninduſtrie wäre, 
wenn die deutſchen Glühlampenfabriken ſich an den 
Auslandsmärkten keine Konkurrenz mehr machen 
würden, ſondern wenn ſie mit vereinten Kräften 


den Kampf am Weltmarkte gegen die ausländiſche 
Konkurrenz aufnehmen könnten. Nicht weniger be⸗ 
deutſam wäre eine Vereinheitlichung der Betriebe 
aber auch vom Standpunkte einer rationellen Er⸗ 
zeugung und vom Standpunkte des rationellen Ver⸗ 
triebes der Lampen im Inlande. Es ſei nur an die 
Verſchiedenheit der Vertriebsorganiſation bei den 
beiden ſich jetzt zuſammenfindenden Großprodu— 
zenten erinnert: Während die A. E. G. für den Ver⸗ 
trieb ihrer Lampen über das über ganz Deutſchland 
ausgedehnte Filialnetz ihrer Geſellſchaft verfügt, 
wird bei der Auergeſellſchaft der Vertrieb im weſent⸗ 
lichen durch den direkten Verkehr von der Berliner 
Zentrale aus mit einer großen Inſtallateurkundſchaft 
im ganzen Reiche beſorgt. Daß hier die Zuſammen⸗ 
faſſung eine Nationaliſierung in der Erzeugung 
und im Vertrieb außerordentlich erleichtern muß, 
liegt auf der Hand. Es ijt ſchon bei der Ankündi⸗ 
gung des Zuſammenſchluſſes geſagt worden, daß die 
neue Glühlampengeſellſchaft, die aus den beiden 
aus ihrem bisherigen Rahmen herausgenommenen 
Fabriken gebildet wird, ſich in der Zukunft voraus⸗ 
ſichtlich noch andere Unternehmen der Branche an⸗ 
gliedern wird. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Väter 
der Zuſammenſchlußidee in erſter Linie beſtrebt ſein 
werden, die Glühlampenfabrik der Siemens & Halske 
A.⸗G. als dritten im Bunde zu ſich heranzuziehen. 
Einer ſo ſtarken Koalition würden dann die übrigen 
Unternehmunegn der Branche über kurz oder lang 
als reife Früchte zufallen. Volkswirtſchaftlich be⸗ 
trachtet, muß man es begrüßen, daß hier wenigſtens 
ein erſter großer Schritt zur rationellen Zuſammen⸗ 
faſſung einer zum Zuſammenſchluß reifen Induſtrie 
getan wird. Aber in dieſe Freude über das Durch- 
ſetzen des ökonomiſchen Nationalismus in den alten 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsformen miſcht ſich doch ein 
Gefühl des Mißbehagens darüber, daß dieſe volks⸗ 
wirtſchaftlichen Fortſchritte nur Bruchſtückweiſe und 
gleichſam zufällig, abhängig von der Einſicht und 
dem Geſchick einiger leitender Perſönlichkeiten, be⸗ 
gleitet von durchaus nicht unanfechtbaren Finanz⸗ 
transaktionen, erzielt werden. Wenn ſich beiſpiels⸗ 
weiſe die entſcheidenden Perſonen des Siemens⸗ 
konzerns dauernd der Idee der Zuſammenfaſſung 
der Glühlampenbetriebe verſchließen, ſo würde 
wahrſcheinlich über kurz oder lang ein Kampf 
zwiſchen den verſchiedenen Gruppen der Glüh⸗ 
lampeninduſtrie entbrennen, der an Heftigkeit 
alle bisherigen Konkurrenzformen in den Schatten 
ſtellen würde und bei dem erſt nach erheb⸗ 
lichen volkswirtſchaftlichen RNeibungsverluſten der 
einheitliche Truſt entſtehen würde, neben dem viel⸗ 
leicht noch dieſer oder jene kleine Außenſeiter eine 
volkswirtſchaftlich nicht begründete, privatwirtſchaft⸗ 
lich aber rentable Sonderſtellung einzunehmen ver⸗ 
mögen würde. Wieviel gründlicher, wieviel reibungs⸗ 
loſer könnte die einmal als notwendig erkannte 
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Zuſammenfaſſung der verſchiedenen Glühlampen⸗ 
fabriken zu einem einheitlich geleiteten Wirtſchafts⸗ 
körper ſich vollziehen, wenn dieſer rationelle Aufbau 
der Produktion nicht der mehr oder minder zufälligen 
Initiative und Tüchtigkeit einzelner Beteiligter über⸗ 
laſſen bliebe, ſondern wenn ein planmäßiger Auf⸗ 
bau den Zuſammenſchluß der Produzenten unter 
ſtaatlicher Führung in die Wege leiten würde. Wir 
würden dann zum Beiſpiel in der Glühlampen- 
induſtrie ſchneller, als es jetzt der Fall ſein wird, 
zu einer wirklich rationellen Produktionsführung 
kommen, und wir würden auf vielen Gebieten, auf 
denen heute noch nicht einmal die erſten Schritte 
zur Zuſammenfaſſung der Kräfte getan werden, ähn⸗ 
liche Vervollkommnungen ſehen, die wir ſo bitter nötig 
haben, um die wirtſchaftlichen Kriegsfolgen zu über⸗ 
winden. Bft andererſeits der privatkapitaliſtiſche Truſt 
erſt auf irgendeinem Gebiet fertig, ſo muß nachträg⸗ 
lich der Staat ſich doch einmiſchen, um die einſeitige 
Ausbeutung der Machtſtellung bei der Preis- 
geſtaltung durch den Truſt zu zügeln. Die Entwick— 
lung zur rationellen Gemeinwirtſchaft vollzieht ſich 
mit Gewißheit. Planmäßige Führung würde aber 
viele Umwege und Reibungen erſparen. 
* * 


* 


Die privatwirtſchaftliche Seite des Zuſammen⸗ 
ſchluſſes in der Glühlampeninduſtrie findet ihren 
Ausdruck in dem Angebot, das von einem Kon- 
ſortium der Generalverſammlung der Auergeſell— 
ſchaft zur Uebernahme ihrer Aktiven und Paſſiven 
gemacht wird. Dieſes Konſortium, das unter Füh⸗ 
rung der Nationalbank für Deutſchland ſteht, dem 
die A. E. G. und wohl auch der Großaktionär der 
Auergeſellſchaft, Geheimrat Koppel, mit angehören, 
bietet den Aktionären für ihre Aktien einſchließlich 
des Dividendenſcheins für 1918/19 folgende Preiſe: 
Für die Vorzugsaktien Lit. B 112%, für die Stamm⸗ 
aktien Lit. A 490% , für die Stammaktien Lit. C. 
330 %. Bei den Stammaktien Lit. A werden 350 M 
für jede Aktie zurückbehalten. Bis zu dieſem Be— 
trag würden dieſe Stammaktien herangezogen werden, 
wenn bei der Abrechnung der Verpflichtungen der 
Auergeſellſchaft gegenüber dem feindlichen Ausland 
und ihrer Guthaben, die mit den franzöfifchen und 
engliſchen Beteiligungen und deren Liquidation zu⸗ 
ſammenhängen, für die Geſellſchaft Verluſte ein⸗ 
treten gegenüber den Werten, die ohne Berück⸗ 
ſichtigung der im Kriege vorgenommenen Abſchrei⸗ 
bungen dem Angebote zugrunde gelegt worden ſind. 
Einen etwaigen höheren Verluſt trägt das Kon⸗ 
ſortium. Ergibt ſich dagegen ein Gewinn, ſo ſollen 
23 des Gewinnes den verkauften Stammaktien Lit. A 
noch nachträglich zufließen, während / dem Kon⸗ 
ſortium verbleibt. Daß dieſer Vorſchlag reichlich 
kompliziert ijt, hängt ohne weiteres mit der fom- 
plizierten Kapitaliſierung, wie fie ſich bei der Auer⸗ 
geſellſchaft durch verſchiedene Transaktionen der 
letzten Jahre herausgebildet hat, zuſammen. Will 
man verſuchen, über das Angebot vom Standpunkte 

der Aueraktionäre ein Urteil zu gewinnen, ſo liegen 


die Verhältniſſe am einfachſten für die Vorzugs⸗ 
aktien Lit. B. Dieſe Aktien, die mit einer 5% igen 
Vorzugsdividende ausgeſtattet ſind, haben den An⸗ 
ſpruch auf eine Einlöſung zu 105 % bei der Liqui⸗ 
dation; d. h. unter Hinzurechnung der 5% igen Divi⸗ 
dende für das abgelaufene Jahr überſchreitet das 
Angebot des Konſortiums mit 2% den Retz- 
anſpruch der Vorzugsaktionäre für ihre Aktien. 
Die Stammaktien Lit. C jind im Zuſammenhang mit 
einer Sonderausſchüttung im Jahre 1917 erſtanden. 
Für die Dauer von zehn Jahren, d. h. bis 1927, 
ift die Dividende dieſer Aktien auf 5% beſchränkt, 
ſofern nicht der Dividendenſatz für die anderen 
Stammaktien über 25% hinausgeht. Nach Ablauf 
der zehn Jahre ſollten die Stammaktien Lit. C 
den Stammaktien Lit. A gleichgeſtellt fein. Die Bes 
wertung dieſer Aktien hing alſo weſentlich von der 
Abſchätzung der ganz unüberſehbaren Ausſichten nach 
dem Jahre 1927 ab. Das jetzige Angebot ſetzt den 
Kurs für diefe C-Aktien um 160 % niedriger an 
als für die A-Aktien. Dieſe Rechnung ift augen⸗ 
ſcheinlich ſo entſtanden, daß man bei Zugrunde— 
legung eines Dividendenunterſchiedes von 20 0%, wie 
er jetzt üblich war, diefe 20% für die noch bis zur 
Gleichſtellung offenen acht Jahre in Abzug gebracht 
hat. Abgeſehen von dieſer Differenz von 160 9%, 
werden aber die (-Aktien weder mit dem Riſiko 
noch mit den Gewinnchancen aus den Auslands- 
geſchäften, die noch abzuwickeln find, belaſtet. Riſiko 
und Gewinnchance dieſer Abwicklungen verbleiben 
vielmehr lediglich bei den Stammaktien Lit. A, die 
bei der Auergeſellſchaft nur rund 7,9 Will. % augs 
machen. Um nun den für die Stammaktien Lit. 4 
gebotenen Kurs zu beurteilen, fehlt dem Außen⸗ 
ſtehenden eigentlich jede Handhabe. Gegenüber dem 
letzten Kurs der Aktien an der Börje vor dem Bes 
kanntwerden des neuen Zuſammenſchlußplanes be= 
deutet das Angebot von 490 % eine Steigerung um 
rd. 100 %. Dabei ift zu berückſichtigen, daß von den 
490 % unter Umſtänden bei ungünſtigem Ausgang 
der Auslandsabrechnungen noch 35% in Abzug zu 
bringen wären. Man wird ferner berückſichtigen 
müſſen, daß für eine Aktie, für die man fid an einen 
Dividendenſtandard von 25% gewöhnt hatte und 
die den Anteil an einem Unternehmen mit ſtark 
aufgeſpeicherten ſtillen RNeſerven darſtellt, ein Kurs⸗ 
ſtand von unter 400% ziemlich niedrig war. 
Wie ſich dieſer Kurs und der angebotene Kurs zum 
inneren Bilanzwert der Aueraktien verhält, vermag 
derjenige, der feine Kenntniſſe nur aus den ver: 
öffentlichten Bilanzen und Geſchäftsberichten der 
Auergeſellſchaft ziehen muß, überhaupt nicht zu bes 
urteilen. Denn von jeher hat ſich gerade die Auer⸗ 
geſellſchaft dadurch ausgezeichnet, daß ſie ihre Bi⸗ 
lanzen in ein undurchdringliches Dunkel verhüllte. 
Man weiß wohl, daß immer außerordentlich große 
innere Rückſtellungen bei der Auergeſellſchaft ge- 
macht worden find. Wie aber diefe Nüditellungen 
im Verhältnis zu den jetzt eingetretenen Umwälzun- 
gen, und insbeſondere zu den Auslandsriſiken ſtehen, 
das vermag der Außenſtehende gar nicht abzu— 
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ſchätzen. Aber auch der Eingeweihte wird bei ber 
Unklarheit dieſer Auslandsabrechnungen heute kaum 
mit Sicherheit die Grenzen der in dieſen Abrech⸗ 
nungen noch ſchlummernden Gewinn- und Verluſt⸗ 
möglichkeiten zu überſehen vermögen. Jedenfalls iſt 
bei der Begrenzung der noch möglichen Verluſte 
und bei der Begrenzung des Anteils an den noch 
möglichen Gewinnen der Aktionäre und des Ueber- 
nahmekonſortiums als ſehr weſentlich zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die Verluſte und Gewinne zugrunde 
gelegt werden ſollen, die ſich gegenüber den Werten 
ergeben, wie ſie ohne Berückſichtigung der 
im Kriege vorgenommenen Abſchrei⸗ 
bungen dem Angebote zugrunde gelegt worden 
ſind. Die immerhin ſehr erheblichen Kriegsabſchrei⸗ 
bungen jollen alfo danach bei der Abgabe des An⸗ 
gebots unberückſichtigt geblieben ſein. Eine Kon⸗ 
trolle dieſer Wertanſätze iſt für den Außenſtehenden 
ſelbſtverſtändlich unmöglich. Es tritt hier einmal 
der Fall ein, in dem die Aktionäre ſich bewußt 
werden können, wie hilflos ſie in ihrem Arteil 
durch die Duldung der üblichen undurchſichtigen Bi⸗ 
lanzierung werden, die beſonders bei gutgehenden 
Geſchäften üblich iſt. 

Kompliziert wird bei der Auergeſellſchaft die 
Lage noch durch die überragende Stellung des einen 
Großaktionärs, des Bankiers Leopold Koppel, gegen⸗ 
über den anderen kleineren Aktionären. Daß die 
Intereſſen des Großaktionärs bei dem Auflöſungs⸗ 
vorſchlag hinreichend wahrgenommen ſind, unter⸗ 
liegt keinem Zweifel. Er kennt die inneren Werte. 
Er gehört zum Uebernahmekonſortium, er wird an 
den Chancen der vereinigten Glühlampenſabriken, 
ebenſo wie an den übrigen immerhin bedeutenden 
Objekten der Auergeſellſchaft auch in Zukunft be⸗ 
teiligt bleiben. Die anderen Aktionäre aber ſollen 
jetzt endgültig abgefunden werden. Winn ſie bisher, 
immer in dem Gefühle, daß es der Stärkung ihrer 
Unternehmung dient, der verhüllenden The- 
ſaurierungspolitik der unter Koppels Führung 
ſtehenden Verwaltung, halb träge, halb vertrauens 
ſeelig auf allen oft verſchlungenen Wegen folgten, 
ſo ſtehen ſie jetzt vor der letzten Entſcheidung. Die 
Unternehmung foll aufgelöſt werden. Bei der 
Trennung in Untergeſellſchaften, die ſchon jetzt der 
Auergeſellſchaft den Charakter einer Holding Cons 
pany gegeben hat, iſt die Begründung, die für die 
Liquidation gegeben wird, nicht ohne weiteres über⸗ 
zeugend. Wenn man ſich an den, früher von der 
Finanzkritik immer hervorgehobenen, außerordent« 
lichen Umfang der ſtillen Neſerven bei Auer er⸗ 
innert, kann der Verdacht auftauchen, daß die Form 
der Auflöſung der Geſellſchaft gewählt wird, um 
die kleinen Aktionäre abzufinden und zu verdrängen 
von den inneren Werten und Zukunftsausſichten, 
an denen der Großaktionär auch weiter beteiligt 
bleiben wird. Die dürftigen Angaben, die bisher 
über die Grundlagen des Auflöſungsvertrages der 
Veffentlichkeit gemacht worden find, genügen jeden- 
falls nicht, um Vertrauen zu erwecken. Jetzt, zum 
letzten Male, können die kleinen Aktionäre verſuchen, 
mit den Rechten, die ihnen das Aktienrecht ver⸗ 


leiht, Einblicke zu gewinnen, die allein ein Urteil 
über das ihnen gemachte Angebot ermöglichen. Sie 
müßten dazu die Bilanzen aller Tochter⸗ 
geſellſchaften kennen, fie müßten die Einzel ⸗ 
heiten des Abkommens mit dem Finanz⸗ 
konſortium erfahren, fie müßten die Wertanſätze 
prüfen. Keine leichte, vielleicht aber eine ſehr 
lohnende Arbeit. Die Tatſache, daß die Bildung 
der Glühlampenvereinigung volkswirtſchaftlich einen 
begrüßenswerten Fortſchritt darſtellt, genügt nicht, 
um die vorgeſchlagene privatwirtichaftlihe Auf⸗ 
löſungstransaktion ungeprüft und überſtürzt von den 
bisher ununterrichteten Aktionären ſchlucken zu laſſen. 
Wenn die Aktionäre diesmal, wo es ums Ganze 
geht, ihre Trägheit überwinden, ſo verſpricht der 
letzte Akt der Auerſchen Aktiengeſchichte ſo inter⸗ 
eſſant zu werden, wie es den bewegten voran⸗ 
gegangenen Akten im Leben dieſer Geſellſchaft ent⸗ 
ſprechen würde, 


* 


Wenn der Auflöſungsplan durchgeführt wird, 
ſo verſchwindet mit der Deutſchen Gasglühlicht⸗ 
Aktiengeſellſchaft (Auergeſellſchaft) ein Unternehmen 
aus der deutſchen Wirtſchaft, deſſen Geſchichte nicht 
nur techniſch, ſondern auch finanziell und aktienrecht⸗ 
lich eine Fülle von intereſſanten Vorgängen in fih 
ſchloß. Die erſten Jahre nach der Gründung der 
Auergeſellſchaft im Jahre 1892 ſtanden im Zeichen 
des Siegeszuges der Gasglühlichtbeleuchtung. Es 
wurden Dividenden von 65, 130, 100 und 80 9% ver- 
teilt. Im Jahre 1898/99 ging infolge des Ver⸗ 
luſtes von Patentprozeſſen die Dividende auf 28 0% 
zurück, Im Jahre 1900 wurden die Patente der von 
Dr. Auer von Welsbach erfundenen elektriſchen Glüh⸗ 
lampen erworben, und aus der Fabrikation dieſer 
Osmiumlampen hat ſich der jetzt bedeutſamſte Zweig, 
die Osramlampengeſellſchaft, entwickelt. Nach einigen 
mageren Jahren mit 7 bis 12 % Dividende, ſtiegen 
die Dividenden wieder auf 20, 22, 35 und 50 %, bis 
dann die Dividende auf den Normalſatz von 25 0% 
abgebaut wurde, während die in der Tat erzielten 
höheren Gewinne in der Form von Sonderaus⸗ 
ſchüttungen oder Neuausgaben von Aktien zur Ver⸗ 
teilung gelangten. Seit dem Jahre 1913 hat ſich 
bei der Auergeſellſchaft insbeſondere auch die Teng 
denz des Ueberganges auf fremde Fabrikations- 
gebiete, die nicht mehr mit der Beleuchtungstechnik 
in Verbindung ſtanden, geltendgemacht. Die Fabri⸗ 
kation von Kältemaſchinen, die Erzeugung von künſt⸗ 
lichem Leder wurden aufgenommen. Im Kriege 
wurde dann in großem Stile die Gasmaskenfabri⸗ 
kation betrieben, und jetzt beſchäftigt ſich die „Geſell⸗ 
ſchaft für Verwertung chemiſcher Produkte m. b. H.“ 
(ſo heißt die Tochtergeſellſchaft, die dieſe jüngſten 
Geſchäftszweige pflegt) unter anderem mit einem 
Holzveredelungsverfahren. Dieſe Zuſammenſetzung der 
Auergeſellſchaft aus der Osramlampenfabrik, der Gas⸗ 
alühlichtabteilung mit ihren verſchiedenen Unter⸗ 
zweigen, der Geſellſchaft für Verwertung chemiſcher 
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Produkte und dem Samſonwerk hat die Auergeſell⸗ 
ſchaft in jüngſter Zeit faſt zu einer Truſtgeſellſchaft 
gemacht. Dieſes komplizierte Gebilde ſoll nach der 
Uebernahme durch das Konſortium in ſeine Be⸗ 
ſtandteile aufgelöſt werden. Eine geſchichtliche Mono⸗ 


graphie der Auergeſellſchaft könnte in Zukunft nicht 
nur einen wertvollen Beitrag zur allgemeinen neu⸗ 
deutſchen Wirtſchaftsgeſchichte liefern, ſondern ſie 
würde auch eine Fundgrube des Lehrſtoffes für 
Finanzierungstechnik und Aktienrecht bieten können. 


Revue der Preſſe. 


Die deutſch⸗öſterreichiſche Finanzverwaltung hat 
Ende September eine Verfügung getroffen über die 
vorläufige 
Einſtellung des Zinſendienſtes der öſterreichiſchen 

Staatsſchuld. 

Dieſe Einſtellung iſt als eine vorübergehende 
Unterbrechung des Zinſendienſtes gedacht und in 
der erſten Hälfte des Oktober foll eine Regelung 
getroffen werden, durch welche proviſoriſche Verə 
fügungen für die Aufnahme des Zinſendienſtes erlaſſen 
werden. Die „Neue Freie Preſſe“ (26. und 
27. September) kritiſiert ſcharf die Form, in der 
dieſe Verfügung erlaſſen worden iſt. Man hat 
in Wien die Einſtellung des Zinſendienſtes nicht 
durch eine amtliche Verlautbarung erfahren, ſondern 
aus der Mitteilung an die auswärtigen Zahlſtellen, 
die gleichſam zufällig bekannt geworden iſt. Erſt 
nach dem Bekanntwerden dieſer Mitteilung iſt dann 
eine amtliche Kundmachung erſchienen, formlos, ohne 
jede die Verantwortung feſtlegende Unterſchrift, ohne 
genaue Anführung der geſetzlichen Vollmachten. Dieſe 
Verfügung, die ſchon wegen ihrer Folgen auf das 
öffentliche Leben und auf den Staatskredit von der 
größten Bedeutung iſt, hätte die Finanzverwaltung 
ſich nicht herausnehmen dürfen, eigenmächtig, ohne 
Befragung der Nationalverſammlung, zu erlaſſen. 
Die Geſetzmäßigkeit der Kundmachung würde vor 
Gericht ſchwerlich beſtehen können. Die Kundmachung 
iſt eine abſolutiſtiſche Ueberhebung; ſie beruft ſich 
auf den Friedensvertrag in einem Augenblick, in 
dem er noch nicht ratifiziert iſt, alſo auch keine 
geſetzliche Kraft hat. Aber noch ernſter als dieſe 
Formfragen iſt das Unrecht, das dadurch begangen 
worden ift, daß noch einige Tage vor dem Aufſchub 
der Zahlung der Oktoberfälligkeiten eine ausdrück⸗ 
liche Erklärung abgegeben worden iſt, daß eine 
Kürzung bei den Zinſen der Kriegsanleihe aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Die Erklärung war unvorſichtig, 
da niemand wiſſen kann, ob die Kräfte dieſes kleinen 
Staates dauernd ausreichen werden, die Laſt von 
5¼ 0%, richtiger von mehr als 6%, zu tragen. Die 
Finanzverwaltung, die verſpricht, was ſie dauernd 
nicht dürfte halten können, und nicht hält, was 
die Geſetze verſprechen, die Geheimdiplomatie auf 
dieſem Wege, ſind äußerſt gefährlich. Die Ver⸗ 
fügung über die Unterbrechung des Zinſendienſtes 
ſtützt ſich auf die Vereinbarungen des Friedens- 
vertrages, durch welchen eine Aufteilung der alten 
öſterreichiſchen Staatsſchulden auf die Einzelſtaaten 
verfügt und die Haftung Deutſch⸗Oeſterreichs für 
dieſe Haftung abgegrenzt wird. Die Einſtellung 
bezieht ſich zunächſt auf den Oktobercoupon. Die 


Beträge, die in Frage kommen, zeigt die folgende 
Aufſtellung: 
Halbjahriges 
Kapitals⸗ Binfen: 
betrag erſordernis 
Millionen Kronen 
4.2 prozentige Silberrente . 5195 109 


4prozentige Goldrente . 11687 223 
4 progentige Eliſabethprioritäten 104˙5 2˙0 
4prozentige Nordbahnprioritäten 1891 30˙0 0˙6 
4prozentige Franz⸗Joſefsbahnpriori⸗ 
täten 2˙6 
4prozentige Rordweftgapnpeioritäten 22:0 04 
4prozentige Rudolfsbahn 68˙0 1˙36 
Erſte Kriegsanleihe . . 14600 40:15 
Sechſte amortiſable Kriegsanleihe . 26200 72:03 
Zufammen 61227 15234 


Der Beſitz des Auslandes an dieſen Schulden ift 
mit Genauigkeit natürlich nicht feſtzuſtellen. Von 
den Kriegsanleihen dürften ſich nur mäßige Feil⸗ 
beträge in Deutſchland und im neutralen Auslande 
befinden. Nelativ groß iſt der Beſitz des Auslandes 
an Silberrente und Goldrente, und insgeſamt wird 
dieſer ausländiſche Beſitz an öſterreichiſchen Staats⸗ 
ſchulden, ſoweit der Oktobercoupon in Frage kommt, 
auf nicht ganz 1 Milliarde Kr. beziffert, wovon 
allerdings der weit überwiegende Teil, nämlich die 
Goldrente, ſich nicht in Deutſchland, ſondern beim 
franzöſiſchen Kapital befindet. — In der deut» 
ſchen Preſſe nehmen nach wie vor, noch belebt 
durch die Veröffentlichung einer amtlichen Dent- 
ſchrift, die Erörterungen über das Palutaproblem 
einen großen Raum ein. Im „Vorwärts“ 
(25. September) beſpricht der frühere Neichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter Rudolf Wiſſell die Zuſammen⸗ 
hänge von 
Valutaſturz und Wirtſchaftspolitik. 

Er weiſt darauf hin, daß der Grund für den 
ſchlechten Stand der Valuta im weſentlichen darin 
zu erblicken iſt, daß wir andauernd viel mehr im 
Auslande kaufen, als verkaufen, und da wir den 
zu zahlenden Betrag nicht kreditiert erhalten, ihn 
mit Marknoten bezahlen. Die dem Handel ein⸗ 
geräumte größere Freiheit hat die prophezeite Wus- 
nutzung ungeheurer Kredite leider nicht gebracht, 
vielmehr hat der Handel ſeine Käufe im Auslande 
in ſehr großem Umfange bar bezahlt. Der freie 
Handel hat dabei allerdings das Vergnügen, Geld 
zu verdienen, aber ohne als Aequivalent neue 
Kredite zum allgemeinen Wohle auszunützen. Es 
bleibt uns zur Beſſerung der Valuta nur ein Weg, 
nämlich mit der Vergrößerung der Einfuhr — auch 
in an und für ſich wünſchenswerten und ſelbſt 
dringlichen Waren — uns ſo lange zu gedulden, bis 
wir imſtande ſind, der erhöhten Einfuhr auch eine 


erhöhte Ausfuhr gegenüberzuſtellen. Es ijt traurig, 
aber es muß für unſere Wirtſchaftspolitik maß⸗ 
gebend fein, daß noch auf lange Zeit hinaus Schmal⸗ 
hans bei uns Küchenmeiſter bleiben wird. Ein vers 
nünftiges Wirtſchaftsregiment muß Gewähr dafür 
ſchaffen, daß Dinge, die wir volkswirtſchaftlich nicht 
verdauen können, dem Konſum gar nicht angeboten 
werden. Dieſe Vorſchläge ſind für das Volk bitter, 
aber es gibt keine anderen, wenn wir aus dem 
Elend heraus wollen. Wir können es nur durch 
eine planmäßige Wirtſchaftspolitik, deren Formen 
allerdings nicht die der bureaukratiſchen Zwangs⸗ 
wirtſchaft ſein dürfen, ſondern die der Selbſtver⸗ 
waltung der Wirtſchafter, bei der das Neih den 
notwendigen Einfluß durch eine kommiſſariſche Ver⸗ 
tretung erhält. — In der „Voſſiſchen Beia 
tung“ (25. September) wird ein Ueberblick über 
franzöſiſche Preſſeſtimmen, die fih mit 
Frankreichs Valutaſorgen 
befaſſen, gegeben. Der „Temps“ erklärt in ſeiner 
Finanzchronik vom 19. September, Frankreich müſſe 
aus dem Valutatiefſtand die Lehre ziehen, daß es 
nur die ganz unentbehrlichen Waren und Roh- 
ſtoffe im Ausland kaufen dürfe, und dieſe nach 
Möglichkeit in Produktionsländern mit ſchwächerer 
Valuta. Guſtave Tery ſagt im „Oeuvre“, jeder Fran⸗ 
zoſe fühle ſich geohrfeigt, wenn er in der Londoner 
„Morningpost“ lefe, das wichtigſte Ereignis der letzten 
Tage ſei, die Entwertung des Franken und der 
Mark. Er fährt dann fort: „Der Frank und die 
Mark! Unſere „Freunde“ in England ſtecken ſie 
bereits in den gleichen Sack und ſprechen im 
gleichen kühlen, faſt nachläſſigen Ton davon.“ Das 
einzige Rettungsmittel ſei die ſofortige Wiederauf⸗ 
nahme der Handelsbeziehungen zu Deutſchland, für 
die Tery ſchon vor ſechs Monaten eingetreten ſei. 
Damals ſei er wegen dieſes Vorſchlages angegriffen 
worden, als ſei er von Deutſchland beſtochen. Heute 
werde ſeine Auffaſſung von allen vernünftigen 
Menſchen geteilt. Die Action française bezweifelt, 
daß Frankreich in Deutſchland die Waren, die es 
vor allem braucht, nämlich Nohſtoffe und Lebens⸗ 
mittel einkaufen kann, da die Kurſe von Dollar und 
Pfund Frankreich aber ruinieren, müſſe es andere 
Lieferanten als in Amerika und England ſuchen. 
Herr Hoover berechnet, daß es 100 Millionen 
Europäer zuviel auf der Welt gibt, und er ver⸗ 
kündet, daß er ihnen auf die Dauer keine Nahrung 
verſchaffen kann. Dann wird er es auch nicht ver⸗ 
übeln, wenn die Europäer ſich nach Möglichkeit 
untereinander verſtändigen, um Amerika zu ent» 
aſten. Wir brauchen eine europäiſche Handelspolitik 
und dieſe ſetzt eine europäiſche Politik voraus. Ein 
großer Teil des ſüdöſtlichen Europa, in dem der 
echſelkurs günſtig für Frankreich ſteht, iſt reich 
ur, Naturprodukten. Rumänien, Ungarn und die 
ame find die drei Kornkammern des Kontinents. 
2 Das Abſtrömen deutſchen Getreides nach dem 
untelande, das ſowohl durch den abſolut erheblich 
ter dem Auslandspreis ſtehenden deutſchen Brot» 
Netreidepreis, als auch durch den Stand der Valuta 
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veranlaßt wird, bezeichnet die „Deutſche All⸗ 
gemeine Zeitung“ (26. September) als 
Wirtſchaftlicher Landesverrat. 
Daß ein Export von Getreide für uns jetzt außer⸗ 
ordentlich gefährlich iſt, braucht nicht beſonders er⸗ 
wähnt zu werden. Einerſeits wird dadurch die uns 
zur Verfügung ſtehende Menge Getreide verringert, 
andererſeits wird unſer Einfuhrbedarf an auslän⸗ 
diſchem Getreide vergrößert. Durch eine Verord- 
nung vom 28. Auguſt d. J. hat der Neichsernährungs⸗ 
miniſter die Ausfuhr von Getreide und Hülſen⸗ 
früchten ohne Erlaubnis mit Gefängnisſtrafe von 
einem Monat bis zu einem Jahre und daneben 
mit Geldſtrafen bis zu 1000 Mark bedroht. Dieſe 
Verordnung verfehlt ihren Zweck, denn die Strafen, 
die auf ein jo ſchweres Vergehen, wie die Getreide- 
ausfuhr, geſetzt ſind, ſind viel zu milde. Es müßte 
unter allen Umftänden bei dieſem Vergehen auf 
Zuchthausſtrafe erkannt werden, und dieſe Strafe 
müßte auf ſehr lange Zeit ausgedehnt werden. Wer 
jetzt Getreide ausführt, hat keinen Anſpruch auf 
mildernde Umſtände, und zu einer längjährigen Zucht⸗ 
hausſtrafe müßten noch empfindliche Vermögens- 
ſtrafen hinzutreten. Diejenigen, die jetzt Getreide 
ausführen, ſind mit ganz anderem Maßſtab zu 
müſſen, als diejenigen, die einen inneren Schleich⸗ 
handel treiben. — Anläßlich der Wiederaufnahme 
der Steuerberatungen in der Nationalverſammlung, 
bei denen die Sozialdemokratie gezwungen worden 
iſt, ihren Antrag auf vorläufige Zurückſtellung der 
Umſatzſteuerberatung fallenzulaſſen, unterſucht im 
„Berliner Tageblatt“ (27. September) Dr. 
Felix Pinner die Frage der 
Abwälzung direkter und indirekter Steuern 

Er weiſt darauf hin, daß fih gegenüber dem frühe- 
ren Zuſtand, bei denen das Reich ausſchließlich auf 
indirekte Abgaben angewieſen war, die Verhält⸗ 
niſſe durch den Krieg grundlegend verändert haben. 
Bei der jetzigen Neichsfinanzreform wird der größte 
Teil der zur Ausgleichung des Reichsetats erforder- 
lichen Summen durch direkte Steuern, wie das 
Reichsnotopfer, die Reichseinkommenſteuer, die 
Kriegszuwachsabgabe und die Erbſchaftsſteuer auf⸗ 
gebracht. Infolgedeſſen haben die direkten Steuern 
jetzt einen ſo gewaltigen Umfang erreicht, daß ihre 
Beſtreitung aus dem bisherigen Einkommen der 
Steuerpflichtigen in den meiſten Fällen ganz un⸗ 
möglich ſein wird. Es tritt dann bei den direkten 
Steuern das Beſtreben nach Abwälzung genau ſo 
ein, wie bei der indirekten Beſteuerung. Die Arbeiter 
ſind infolge der zunehmenden Geldentwertung zu⸗ 
meiſt in Einkommensſtufen hineingewachſen, die auch 
ihnen die direkte Beſteuerung ſchon jetzt recht fühlbar 
machen. Gelangt aber erſt die große Reichsein⸗ 
kommenſteuer zur Durchführung, ſo werden ſie ſehen, 
daß derartige Steuerausgaben auf die Lebeng- 
haltung genau ſo einwirken, wie die Ausgaben für 
Konſumartikel. Sieht der Arbeiter, daß er mit 
ſeinem Einkommen nicht mehr die Ausgaben be= 
ſtreiten kann, fo fordert er Lohnerhöhung, gleich⸗ 
gültig, ob der Fehlbetrag durch erhöhte Ausgaben 
für den Verbrauch oder für Steuern verurſacht wird. 
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Die Lohnerhöhungen wirfen natürlich wieder ver- 
teuernd auf die Warenpreiſe. Ganz ähnlich liegen 
die Dinge bei den Angeſtellten und Beamten, und 
ſchließlich auch bei den Unternehmern. Werden die 
direkten Steuern ſo ſtark erhöht, daß bei großen 
Einkommen die Hälfte oder noch mehr vom Rein- 
einkommen an die Steuerbehörde abgeführt werden 
muß, ſo wird der Unternehmer dazu gezwungen, 
die erhöhten Laſten dadurch wieder einzubringen, 
daß er die Preiſe der von ihm hergeſtellten Pro⸗ 
dukte entſprechend erhöht. Eine Abwälzung findet 
alſo auch bei den direkten Steuern ſtatt, und es 
iſt gerade der Nachteil der direkten Steuern in ihrer 
Einwirkung auf die Warenpreiſe, daß die Verteue⸗ 
rung, die fie hervorrufen, fih der genauen Nads 
prüfung entziehen. 


Umschan. 


Herr Dr. Wagner- 
Roemmichübersendet 
mir die folgenden Ausführungen, die einer Erörterung in 
der Gruppe für Sozialpolitik und Volkswirtschaft der 
„Kulturpolitischen Arbeitsgemeinschaft* in 
Breslau zugrunde gelegt worden sind. Der Vorschlag, 
der an einen im „Plutus“ (Jahrgang 1908, S. 112 ff. 
„Effektenkontokorrent der Reichspost“) veröffentlichten 
Gedanken anknüpft, verdient gegenwärtig um so mehr Be- 
achtung, als seine Ausführung ein Mittel zur Bekämpfung 
der Kapitalflucht abgeben könnte: 

„Die zerstreute Lagerung der Wertpapiere in Stahl- 
kammern und Kommoden, in Panzerschränken und unter 
Bettkissen und ibr Versand von Ort zu Ort ist unbequem 
und gefahrvoll. Dies Verfahren ist ebenso altmodisch wie 
ein Zahlen mit Bargeld und Wertzeichen, statt eines buch- 
mässigen Uebertragens. Die Tatsache, dass schon heute 
die meisten Wertpapiereigentümer ihre Stücke nie sehen, 
sondern dass die Wertpapiere in den Banken bleiben und 
nur die Namen der Eigentümer in den Nummern- 
verzeichnissen der Banken sich ändern, zeigt die Mög- 
lichkeit eines Verzichts auf die äussere Form des Wert- 
papiers. Die Staatsschuldbücher haben dies versucht und 
bewähren sich bis auf die durchaus vermeidbare Lang- 
samkeit ihres Geschäftsverkehrs. Für jede Wertegattung 
eine Blattsammlung bei einer zentralen Buchstelle! Der 
Ausgeber der Werte (Staat oder Aktiengesellschaft usw.) 
übernimmt das erste Blatt der Sammlung und trägt auf 
diesem Blatt den Gesamtnennwert ein, den er bei Bedarf 
erhöht. Jeder Käufer eines Wertes erhält ein Kontoblatt. 
Die Werte fliessen durch Ueberweisungsscheck vom Aus- 
geber zu den Käufern und zwischen diesen hin und her. 
Kein Wert verlässt diese Sammlung, Herkunft und Ver- 
bleib ist stets zu verfolgen. Die Werte-Schecks brauchen 
nicht unmittelbar vom Ausgeber zur Buchstelle zu gehen, 
sondern können bei beschränkter Laufzeit übertragbar 
sein, um bei regem Hin und Her an Buchungen zu sparen, 
wenn man auf ein geheimes Kennwort verzichten will 
(Kennwort auf Abriss, den Vorprüfungsabteilung der Buch- 
stelle entfernt nach Prüfung von Wortlaut und Handschrift 
des Kennwortes). Als Eigentumsnachweis werden nur 
Bestandnachrichten ausgegeben, mit denen niemand Miss- 


Wertpapiere als Buchwerte. 


brauch treiben kann. Ueber jedem Blatt steht Name und 
Adresse des Werteeigners oder Deckname und Deck- 
adresse, wenn man dies zulassen will, wenn man also auf 
Benutzung zur Steuerkontrolle verzichten will. 5 Spalten: die 
erste Spalte enthält den Tag der Scheckausstellung, der als 
Uebereignungstag gilt (wollte man den zufälligen Ein- 
tragungstag gelten lassen, so wären Verkäufer und Käufer 
im unklaren über die Fälligkeit des Kaufpreises). Die 
zweite Spalte enthält den jeweiligen Bestand an Werten. 
Die dritte Spalte enthält die Nummer des Schecks, der 
den Bestand ändert. (Somit kann in der nach Nummern 
geordneten Schecksammlung Herkunft und Verbleib jeder- 
zeit nachgesehen werden, Sind die Schecks nach Nameu 
oder nach Daten geordnet, so wird in der dritten Spalte 
ausserdem die Blattnummer der Gegenbuchung ein- 
getragen.) Die vierte Spalte enthält Eigentumsbeschrän- 
kungen, Verpfändungen, Vermerk über die Ausstellung 
von Teilnehmerkarten zur Aktionärversammlung usw. Die 
fünfte Spalte enthält die Zinszahlen, die von Zeit zu Zeit 
addiert werden, um bei Fälligkeit der Zinsen oder der 
Dividenden sofort die Ueberweisung auf Postscheckkonto 
zu veranlassen. Der Werteausgeber überweist die Zinsen 
der Buchs elle, diese verteilt sie je nach Höhe der Zins- 
zahlen. Zinsberechnungen beim Werteverkauf fallen fort. 
Die Steuerkasse lässt sich ein Pfandrecht auf allen Post- 
scheckkonten in Steuerhöhe eintragen und lässt sich mit 
Eingang der Zinsen und der Dividenden die Steuersumme 
überweisen, Die Buchstelle hat mit den Kursen und mit 
dem Wertehandel nichts zu tun, Buchungen und Rech- 
nungen sind einfach. Die Anteilnummern fallen fort 
Ausgelost werden nicht Nummern, sondern es wird ein 
Blatt gezogen, von dem aus je nach der Grösse der Aus- 
losupgssummer jedes zehnte oder hundertste Anteiltausend 
in der Blattsammlung für ausgelost gilt. Wollen Ver- 
käufer und Käufer nicht einander bekanntwerden, 
und soll der Vermittler (Banken) nicht Zwischen- 
eigentümer werden, so gibt der Verkäufer auf seinem 
Scheck nur an, welche Bank den Namen des Käufers 
oder zunächst nur den Namen der Bank des Käufers 
mitteilen werde, die erst den Namen des Käufers nennt- 
Dies kommt also einer Scheckübertragung gleich. Wert- 
papiere mit ihrer umständlichen Aufbewahrung, Verwal- 
tung und Verschickung erübrigen sich also. Zinsscheine 
werden nicht mehr abgeschnilten und nicht mehr erneuert. 
Die Zinsen oder Dividenden werden jedem Blattinhaber 
nach Grösse und Zeitdauer seines Werte-Eigentums bei 
Fälligkeit, also Ende des Geschäftsjahres, überwiesen. 
Die Buchstelle wird wegen Zerstörungsgeſahr doppelt ge- 
führt an zwei voneinander entfernten Orten. Auch aus- 
ländische Werte-Ausgeber können ihre Werte ganz oder 
teilweise in der Buchstelle eintragen lassen, um den Ver- 
kehr mit ausländischen Buchstellen oder die Aufbewahrung 
ausländischer Wertpapiere zu ersparen, während die Buch- 
stellen selbst untereinander einen Abrechnungsverkehr 
für internationale Werte einleiten sollten. Werte-Aus“ 
geber in unsicheren Staaten werden ausländische Buch- 
stellen bevorzugen. Börsenerlaubnis, Aktienrecht usw. 
nur noch für Buchwerte! Die Buchstelle verwaltet nur, 
hat kein Risiko, ist weder Gläubiger noch Schuldner. 
Der Träger dieses Wertpapier-Giros unterscheidet sich 
also wesentlich vom Träger eines Geld-Giros, er ist uur 
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Buchhalter und Treuhänder bei der Zinsenverteilung. Das 
grosse Archiv der Buchstelle und ihre vielen Beamten 
ersparen eine Unsumme kleiner Archive und eine Menge 
Arbeit der Banken und der Privaten. Briefwechsel nur 
auf Vordrucken. Die Buchstelle ist die folgerichtige ent- 
wieklungsgeschichtliche Fortsetzung der zunehmenden 
Wertpapierverwaltung in den Banken, Sie ist das selbst- 
verständliche Gegenstück zum Währungsgeldbuchverkehr. 
Ausser den verkehrstechnischen Vorteilen bieten 
Sich Steuermöglichkeiten. Die gesamien Verwaltungs- 
kosten der Buchstelle werden eingebracht durch Scheck- 
stempel, Ein Uebersprivgen von einem oder mehreren 
Tagen zwischen Belastung und Gutschrift bietet eine be- 
queme, sichere, völlig unkostenfreie Form der Umsatz- 
Steuer, die sich abstuft nach der Ergiebigkeit des Wertes. 
Ein Abzug von einem oder mehreren Tagen bei der 
Zinsen- und Dividendenüberweisung, ein verhältnismässiger 
Abzug der Zinszahlensumme bietet eine ebenso einfache 
Form einer Zinsen- und Dividendensteuer, bei un- 
umgänglich sicherer und rascher Steuereinziehung. Ein 
zentrales Blattinhaberverzeichnis kann den Steuerhinter- 
ziehungsverdacht bei jedem Vermögenssteuerpflich- 
tigen aufklären und befreit die Banken von der Auskunfts- 
Pflicht über Vermögenswerte. Die Wertebuchung in Ver- 
bindung mit dem Grundbuch und einer Auskunftspflicht 
über Bank-Gelddepositen beschränkt die Steuerhinter- 
ziehungsmöglichkeiten stark, besonders wenn dies ergänzt 
wird durch eine Auskunftspflicht der Schuldner über 
Gläubiger, deren Forderungen die Schuldner bei ihrer 
künftig zu detaillierenden Vermögenserklärung abzählen 
Die Ueberweisung der Erträge auf Postscheckkonto und 
die sofortige Pfändung der Steuerbeträge beim Postscheck- 
konto sichert die Einziehung der Einkommens- und 
Vermögenssteuer weit bequemer als eine Erfassung 
bei den Werte-Ausgebern und kann uns auf die besondere 
Zinsen- und Dividendensteuer verzichten lassen. Nach 
dem Ausland kann niemand mehr seine Wertpapiere 
verschleppen. Wer auswandern will, oder wer seine 
Werte Ausländern überweist, kann angehalten werden 
Das Buchungsverfahren holt die schon ins Ausland ver- 
Schleppten Papiere nicht nur zurück, sondeın hält sie auch 
fest, was der beabsichtigten Stempelung nicht gelingt; es 
Wirkt wie eine stets sich wiederholende Stempelung. Ver- 
Lehiebungen von Werten, die unrechtmässig erworben 
Wurden, oder die in nicht steuerpflichtigen Besitz über- 
Sehen, kann nachgegangen werden, ebenso werden Ver- 
Bögensvermehungen (Erbschaften, Geschenke usw.) und 
3 die Umwandlung gebamsterten Papiergeldes in Werte 
wehter erkennbar. Unsere nationalen und internationalen 
Apflichtungen zwingen zu einer neuen klaren, offenen, 
ĉlüfachen Werte- Verwaltungstechnik.“ 


Herr Eugen Löwinger- 
Charlottenburg, schreibt: 
usfuhrhändler 
Lünen das Geschäft j i E 10 hen Grund- 
chäft jetzt nicht auf den gleiche 
> machen wie vor dem Kriege. Es geht nicht an 
en Beispiel rach den Ueberseestaaten), Muster und Preis- 
zu ungen hinauszugeben und auf eingehende Aufträge 
rechnen. Weder geben die Fabrikanten verbindliche 


Wandlungen in den 
Exportformen. 


Muster her, noch lassen sie sich zu festen Preisnotierungen 
herbei. Ergo muss es anders probiert werden! Die grossen 
Unternehmungen im Im- und Export, beispielsweise in 
Wien, baben in den deutschen Fabrikalionszentren Ver- 
treter bestellt, die ihr vollstes Vertrauen geniessen, Diese 
sind beauftragt, ganz nach eigenem Ermessen Waren 
eirzukaufen. Die ihnen gegebenen Richtlinien betreffen 
lediglich die Warengattung. Also Textilien oder Schreib- 
maschinen oder Metallwaren und so fort. Die Vertreter 
wissen nun, was ihre Wiener Auftraggeber brauchen und 
richten sich danach bei jedem geeigneten Warenposten, 
der auf den Markt kommt. Sie gehören also zu den 
ersten Käufern, die sich beim Produzenten melden und, 
da sie sofort bar bezahlen, bekommen sie die Ware. 
Denn heutzutage heisst es: Ware haben! Die Verpackung 
wird prompt vorgenommen, der Versand mit aller Be- 
schleunigung ins Werk gesetzt und die Firma in Wien 
hat damit die Aussicht, gewinnbringend den Posten weiter- 
zuverkaufen. Das Geschäftsprinzip, das sich einige grosse 
Wiener Firmen zurechtgelegt haben, ist natürlich nicht 
neu. Denn das Institut der Einkaufsbäuser kennen wir 
in allen seinen Abarten von der Vorkriegszeit her. Die 
Amerikaner haben damals dieses System besonders aus- 
gebildet. Der heutige Vertreter aber lässt sich deshalb 
mit dem Einkaufshaus nicht vergleichen, weil seine Tätig- 
keit eine wesentlich andere ist; und die Voraussetzungen 
für die Ausübung dieser Tätigkeit differieren von den 
Qualitäten, die der Leiter des vorkriegszeitlichen Einfuhr- 
kontors aufzuweisen hatte, Der heutige Einkäufer oder 
Vertreter ist gänzlich auf sich selbst gestellt und muss 
einen Scharfblick, eine Waren- und Platzkenntnis ent- 
wickeln, erster Güte. Folgen dem Wiener Beispiele 
andere ausländische Konsumplätze, dann werden wir uns 
in Deutschland nicht beklagen können, dass wir für unsere 
Produktion keinen Absatz finden. — Die Versendung 
von Gütern ist, abgesehen von den hohen Kosten, was 
die Transportfrist betrifft, höchst unsicher. Die Bahnen 
haben schon bei Kriegsanfang die regiementarischen Trans- 
portfristen aufgehoben. Sie können die Ware am Be- 
siimmungsort anliefern, wann es ihnen genehm ist, ohne 
dass die Partei einen Anspruch wegen verspäteter Ab- 
lieferung hätte. Fügt man dem die Verzögerungen hinzu, 
die aus den fortwährenden Bahnsperren resultieren, dann 
wird man sich sagen müssen, dass die Güterversendung, 
insbesondere nach dem Auslande, eine ziemlich riskante 
Angelegenheit ist. Um nun in erster Reihe den Ver- 
spätungen zu entgehen, die sich bei der Güterverfrachtung 
einstellen, ist die Tendenz aufgekommen, alle Sendungen, 
die irgendwie die Voraussetzungen hierzu bieten, als 
Postpaket abzufertigen. Die hohen Verpackungskosten, 
die ausgiebigen Portiauslagen fallen nicht ie Gewicht 
gegenüber der Gewissheit, die Ware möglichst prompt 
dem Käufer zustellen zu können. Und da heutzutage alle 
Waren hoch im Preise stehen — nehmen wir die Kon- 
fektion oder überhaupt die Webwarenbranche = ist 
die Postexpedition in ihrem prozentualen „alles zum 
Fakturabetrag nebensächlich. Wir haben ja u in 
Deutschland wenig Rohstoffe, also wenig Fertigfabrikate. 
Die Postexpedition trägt diesem Umstande Rechnung. 
Export im Westentaschenformat!* 
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Herr Dr. A. Karger- 
Die Sicherung der Eisen- Magdeburg, schreibt: 


bahnanleihen. „Durch Art. 89 der 


neuen Reichsverfassung ist in greifbare Nähe gerückt, dass 
die preussischen Staatseisenbahnen in das Eigentum des 
Reichs übergehen. Wenn dies auch in erster Linie vom 
politischen Standpunkt aus zu werten ist, gleichgültig 
dürfte dieser Uebergang auch nicht für die Inhaber 
preussischer Staatsanleihen sein. Denn seit 1907 erging 
jährlich ein Eisenbahnanleihegesetz,') das bestimmte, dass 
„zur Deckung der Mittel für die Erweiterung und Ver- 
besserung des Eisenbahnnetzes Staatsschuldverschreibungen 
auszugeben sind“. Die Höhe dieser Staatsschuldver- 
schreibungen richtete sich nach dem Werte des zu ver- 
bauenden Kapitals zuzüglich eines Wertzuwachses, der 
sich aus der zunehmenden Rentabilität des Eisenbahnwesens 
rechtfertigte. Bei der Begebung der Papiere unterliess 
man freilich, auf den Zusammenhang mit dem Zweck 
hinzuweisen, was wohl in der Hauptsache an der abstrakten 
Natur der Schuldverschreibungen liegt, die das Bürgerliche 
Gesetzbuch in den $$ 793 fl. vorschreibt. Trotzdem kommt 
in jenen Anleihegesetzen der Gedanke immer wieder, den 
Gläubigern eine gewisse Sicherheit zu gewähren. Denn 
in jedem der Gesetze findet sich die Bestimmung: „Jede 
Verfügung der Staatsregierung über die Eisenbahn und 
Eisenbahnteile durch Veräusserung bedarf zu ihrer Rechts- 
gültigkeit der Zustimmung der beiden Häuser des Land- 
tages.“ Hiermit suchte man zu vermeiden, dass auf 
Umwegen die Regieruug zu Geldmitteln kam, für die 
keine Sicherung vorhanden war. Diese Bestimmung war, 
vom Standpunkt vor dem 9. November 1918 aus betrachtet, 
durchaus genügend. Eine Enteignung des Reichs kam 
nicht in Frage, da dieses Recht den Einzelstaaten zustand, 
erst durch die neue Verfassung (Artt, 153, 156) hat sich 
dies wesentlich verschoben. Für den Inhaber von Schuld- 
verschreibungen ergibt sich nun die Frage, inwieweit er 
für seine Forderung noch gesichert ist. Die Antwort ist 
für ihn recht ungünstig. Da die Sicherung nicht auf der 
Schuldverschreibung vermerkt ist, die Flüssigmachung des 
Kapitals für Eisenbabnzwecke nur der Beweggrund war, 
muss er, ohne ein Kündigungsrecht zu haben, sich die 
Verschlechterung des Wertes seiner Anleihe gefallen lassen. 

Das lenkt zu der weiteren Frage über, wie ist in 
Zukunft eine solche Verschlechterung zu verhüten. Die 
Wichtigkeit des Problems liegt ja auf der Hand: sowohl 
der stets geldbedürſtige Staat wie auch seine Gläubiger 
werden froh sein, vor heftigen Kursschwankungen ge- 
sicherte Werte zu erhalten. In dieser Hinsicht dürfte es 
sich verlohnen, auf die fundierten Staatsanleihen hinzu- 
weisen, unter denen man in früheren Zeiten etwas anderes 
als heute verstand. Nicht die für die Dauer begebenen 
Anleihen galten damals als fundierte, sondern jene, die 
durch Pfänder, Einnahmen gesichert waren, wie man es 
beute noch bisweilen bei unsicheren Kleinstaaten macht. 
Wären unsere preussischen Eisenbabnanleihen in gleicher 
Weise begeben, die Gläubiger hätten es erheblich besser, 
Die Entschädigungssumme, die das Reich an Preussen zu 
zahlen bat, würde in erster Linie ihnen zu gute kommen: 
ja sie könnten, wenn Preussen dies nicht anerkennen sollte, 
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im Rechtswege dies erzwingen, indem sie den Entschä- 
digungsanspruch pfänden nach den Vorschriften der Allg · 
Gerichtsordnung $$ 33 I, 35 in Vbd. mit $ 15 Nr. 3 EinfGes‘ 
ZPO. Diese Sicherung der Anleihe würde ihrerseits auf 
den Kursstand rückwirken, wie ja auch ähnlich unsere 
Schiffahrtsanleihen sich neuerdings um deswillen erholen 
konnten, weil die Entschädigung für die Ablieferung der 
Schiffe durch die allgemeine Wertsteigerung den Nominal- 
betrag der Anleihe erreichen, wenn nicht gar übersteigen wird. 

Eine Lehre ergibt sich daraus für die Zukunft: In 
Art, 92 der Reichsverfassung ist bereits vorgesehen, dass 
die Reichseisenbahnen als selbständiges wirtschaftliches 
Unternehmen zu verwalten sind, dass dieses seine Ausgaben 
einschliesslich Verzinsung und Tilgung der Eisenbahr- 
schuld selbst zu bestreiten hat, Vereinigt man diese Be- 
stimmung. mit der preussischen, bisher nur für die Klein- 
bahn gedachten Reglung der Bahneinheit, schafft man ein 
Reichseisenbahngrundbuch, in dem man für die Schuld- 
verschreibungen eine Sicherungshypothek bestellt, dann 
wird man in Zukunft voraussichtlich die Fehler vermeiden, 
die heute die Inhaber der preussischen Eisenbahnanleihen 
schädigen und die gar leicht zur Folge haben können, 
dass sich für neue Anleihen weniger Liebhaber finden.“ 


Börse und Geldmarkt. 


Die deutsch- österreichische Volkswirtschaft ist so ziem- 
lich auf dem denkbar tiefsten Punkte der seit Jahren 
ständig abwärts sich senkenden Bahn angelangt, Wir 
selbst stehen, trotz einer kleinen Besserung des Mark- 
kurses, vor einer grauenhaft ruinierten Valuta und in der 
Wirtschaft wieder einmal anscheinend vor einem grossen 
Streik. Vor einer Bewegung, die sich, entsprechend dem 
Programm der fieberhaft arbeitenden linksradikalen Gruppen, 
in Kürze, spätestens dann, wenn sich die bitteren Folgen 
eines kalten, kohlenlosen Winters im Volke bemerkbar 
machen werden, zum Generalstreik und zur grossen poli- 
tischen Kraftprobe auswachsen soll. An den Börsen zu 
Wien und Berlin aber ist man fest gestimmt und gar in 
den Hallen der Burgstrasse braust das Geschäft mit der- 
artiger Lebhaftigkeit, drängen sich die stürmischen Orders 
der Spekulation und des Publikums derart beängstigend, 
dass es Tage gibt, an denen die vereideten Makler ganze 
Reihen von Papieren einfach im Kurse „streichen“, weil 
ihre physische Kraft nicht ausreicht, den Ansturm zu be- 
wältigen, schlägt der Handel derart hohe Wogen, dass 
der Börsenvorstand nun schon sich zusammesgesetzt hat, 
um ernsthaft und grübelnd einmal nachzudenken. Nicht 
etwa darüber, ob es sich bier um eine ungesunde Be- 
wegung handelt, und ob es dann nicht ratsam wäre, sie 
einzudämmen. Nein, nur um sich schlüssig zu werden, 
ob man dem sich so ausdehnenden Geschäft nicht auch 
durch die Verlängerung der offiziellen Börsenzeit Rechnung 
tragen solle! Insoweit die Aufwärtsbewegung sich zeitweise 
auf das Anziehen der deutschen Valuta im Ausland stützt® 
oder doch wenigstens mit ihr zum Teil begründet wurde, 
ist ein kleiner berechtigter Kern nicht zu verkennen. Aus 
den Diskussionen der ausländischen Finanzpresse kling 
immer deutlicher die Meinung heraus, dass keines der bis 
jetzt feindlichen Länder ein Interesse daran habe, dass 
Deutschland durch den Tiefstand seiner Valuta auf "zZ 
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bare Zeit daran gehindert wird, fremde Waren abzunehmen. 
Und in eingeweihten Kreisen will man hier denn auch 
wissen, dass bei Gelegenheit einer unter englischem Vorsitz 
stattfindenden Londoner Finanzkonferenz gründliche Mass- 
nahmen zur Sanierung unserer Valuta erwogen werden 
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Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Mittwoch, 


kleber Reichsbankausweis. 
Ironage-Bericht, — Bankausweise London, 
Donnerstag, Paris. — @.-V.: Hildebrand Mühlen- 
9. Oktober werke, Munitionsmaterial und Metall- 
werke Hindrichs & Auffermann. 
@.-V.: Alfred Guimann Akt.-Ges. für 
Maschinenbau, Lüdenscheider Metall- 
Freitag, werke vorm. Fischer & Basse. — Schluss 
10. Oktober der Einreichungsfrist Aktien Ostelbische 
Spritfabrik, Bezugsrechts Aktien Hansa 
Hochseefischerei. 
Bankausweis New-York. — @.-V.: Neu- 
Grunewald Akt.-Ges. für Grundstücks- 
Sonnabend, verwertung, Strassburger Strassenbahn, 
11. Oktober Danziger Oelmühle, Akt.-Ges. für Car- 
tonnagenindustrie, Baumwollspinnerei 
Mittweida. 
e 
3. Oktober 
Dienstag, 
14. Oktober 
Mittwoch, Reichsbankausweis. — @.-Y.: Neu-Rahns- 
_15. Oktober dorf Terrain-Akt.-Ges., Reichelbräu. 
| Iconage-Bericht. — Bankausweise London 
Donnerstag, | Paris. — @.-V.: Gladbacher Woll- 
16. Oktober industrie vorm. L. Josten, Capito & 
5 Klein Akt.-Ges. 
E G.-V.: Norddeutsche Tricotweberei vorm. 
17. tag, Sprick, Concordia Spinnerei und 
- u Weberei. 


| Bankausweis New-York. — @.-V.! Han- 


Sonnabend noversche Waggonfabrik, Werkzeug- 
Oktober maschinenfabrik Gildemeister, Kaliwerk 
8 |  Steinförde. 
Ontag, I 
2 na er TE ne 
Dienstag, | G. P. Wieler & Hardtmann. — Schluss 


21. des Bezugsrechtes neue Aktien Wolf 
1 i Akt.-Ges. Magdeburg-Buckau. . 


Verlosungen: 

10. Oktober: 2½ und 2% Antwerpen 
500 Fr. (1887, 1903), 3%, Paris 400 Fr. 
(1871), 2% Gent 100 Fr. (1896). 
11.Oktober: 3%, Credit foneier 500 Fr. 
(1903). 14. Oktober: 2½% Griech. 
Griech. Nat. Bank 100 Dr. (1904). 
15. Oktober: 3% Egypt. Credit foncier 
250 Fr. (1886, 1903, 1911), 21/,% 
Brüssel 100 Fr. (1902), Freiburg 15 Fr. 
(1902). 20. Oktober: Lütlich 2% 
100 Fr. (1897), 5%, Congo 100 Fr. 
(1889), 3%, Paris 400 Fr. (1871). 
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orktafel gibt dem Wertpaplerbesttrer über ane fur fm 
Laender eignisse der Tonnen Woche Aufschluss, u. a. über 
ulm, und l Ablauf von Bezugsrechten, Markttag, 
a allas y und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
Ren Zeitungen achten worauf sio an den betreffenden Tagen In 
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lisen aan tonego ten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 


etzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
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sollen, was natürlich nicht geschehen kann, ohne dass 
zunächst der, unserem Wirtschaftskörper täglich tiefere 
Wunden schlagenden UDeberschwemmung mit bar in Noten 
bezahlten illegitim in das Lapd gekommenen Auslands- 
waren durch Schaffung einer neuen sicher zu bewachenden 
Zollgrenze ein Damm entgegengesetzt wird. Kommt eine 
solche Konferenz zustande und ergibt sich daraus die 
Möglichkeit einer allmählichen Hinaufsetzung der Mark- 
valuta auf einen Stand, der wieder, in engsten Grenzen 
zwar, aber doch für die unserer Volkswirtschaft am meisten 
fehlenden Rohstoffe und Lebensmittel, eine Einfuhr ge- 
stattet und nicht unmässig verteuert, so wird auch die 
internationale Börsenspekulatlon sebr schnell ihre Mark- 
position neu orientieren. Denn sie wird sich sagen, dass 
beim Beginn einer besseren Aera für die deutsche Valuta, 
die auch die Vorbedingung für einen langsamen Auf- 
schwung des deutschen Aussenhandels schafft, die neutrale 
Kaufmannschaft schnell zu den heute noch sehr niedrigen 
Kursen deutsche Noten und Forderungen auf Deutschland 
erwerben wird, Denn es wird dann für den holländischen 
Importeur immer noch weit günstiger sein, deutsche Bank- 
noten, mit denen er seine deutschen Einfuhrwaren später 
bezahlen kann, eine Zeitlang zinslos liegen zu haben, als 
die Mark etwa nachher mit 15 oder 20 Cenis zu bezahlen, 
Eine ähnliche Kalkulation schien übrigens auch mitzu- 
spielen, als die Mark im neutralen Ausland von ihrem 
tiefsten Stand vor kurzem (ehe die Finanzkonferenzpläne 
bekannt sein konnten) sich zu heben begann. Hier sagte 
sich die Spekulation sehr ıichtig, dass bei einem Kurs von 
ca. 7—8 Cents eigentlich kein Risiko nach unten mehr 
bestehe, es sei denn, dass in Deutschland ein gewaltsamer 
Putsch der Spartakisten gelänge und die kapitalistische 
Wirtschaft des Landes und den Rest seiner Produktiv- 
kraft vollends vernichte. Die Gewinnchance, die jetzt, für 
den ja doch nicht unwahrscheinlichen Fall einer wirtschaft- 
lichen Erholung in Deutschland im Markkurs nach oben 
lag, war jedenfalls weit grösser und anreizender als das, 
was im Höchstfall noch an einer weiteren Senkung des 
Markkurses verdient werden konnte. Diese Ueberlegung 
brachte denn wohl auch zuwege, dass vielfach im neutralen 
Auslande jetzt Haussepositionen eingegangen und Mark- 
noten in sehr grossen Posten aus dem Markt genommen 
wurden — eine Erscheinung, die leider kursmässig nicht 
voll erkennbar wurde, weil die Millionenpakete, die tagaus, 
tagein an deutschen Banknoten über die Grenze gehen, 
so stark auf den Kurs drücken. Hat man doch berechnet, 
dass in der Zeit seit Abschluss des Waffenstillstandes allein 
für 6 Milliarden Mark Zigaretten nach Deutschland ein- 
geführt worden sind. Sechs Milliarden, die, für keines- 
wegs ersiklassige, übelparfümierte englische Zigaretten 


hinausgeworfen, im wahrsten Sinne des Wortes in Rauch 


und Asche aufgegangen sind! 
Auch dem eifrigsten Freund und Verteidiger der 


Börse wird es aber schwer fallen, sonst noch triftige öko- 
nomische Gründe heranzuziehen, mit denen das wahn- 
sinnige Hinaufschnellen der Kurse belegt werden kann. 
Dass man der Hausse in Kolonialpapieren ausser- 
ordentlich skeptisch und, zumal bei den jetzigen Aus- 
massen der Kurserhöhungen, scharf ablehnend gegenüber- 
stehen muss, haben wir bereits im vorigen Heft des „Plutus“ 


dargelegt, Die gleiche Stellung wird aber der gewissen- 
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halte Wirtscl aft:kritiker auch gegenüber der gesamten 
Börsentendenz dieser Tage einnehmen müssen. Man ver- 
gegenwärlige sich nur einmal: Phönix und Laura haben 
mit Abschlüssen aufgewartet, die, wenn auch die Retusche 
diesmal in der Richtung besonders stark angewendet 
worden ist, dass ein besonders ungünstiges Bild hervor- 
gerufen wird, doch jedenfalls zeigen, mit welch ausser- 
ordentlichen Schwierigkeiten unsere Montanindustrie zu 
kämpfen hat, Seit der Zeit, in der die genannten Unter- 
nehmungen den Abschlussstrich unter ihre Bilanz gesetzt 
haben, hat sich aber nicht nur nichts gebessert, sondern 
die Gesamtlage im Inland ist noch erheblich schlechter 
geworden und insbesondere die Arbeiterschwierigkeiten, 
die jede reguläre kaufmännische Kalkulation über den 
Haufen werfen, wie ferner die Kohlennot, die beide unsere 
Lieferfähigkeit nach dem Ausland so stark beeinträchtigen, 
halten weiter an. Ferner ermöglicht der schlechte Stand 
unserer Valuta die Fortdauer des Ausverkaufs unserer 
Wirtschaft nach dem Ausland und die Kapitalverschiebungen 
gehen immer weiter vor sich. Auch dieses tangiert aber 
die Grundlage, auf der unsere Industrie steht, erheblich. 
Es ist mithin beim besten Willen nicht einzusehen, worauf 
sich die Werterhöhungen der Aktien, die Anteile an un- 
serem Industriebesitz repräsentieren, gründet. Denn das 
Argument, das die Börse schon seit vielen Monaten an- 
führt, dass der Kurs der Papiere in demselben Verhältnis 
steigen müsse, in dem die deutsche Valuta an Kaufkraft 
verliert, ist kursmässig schon zu sehr ausgenutzt, als dass 


Warenmarktpreise 


im September 1919. 


es noch auf die neuen schr erheblichen Kursberaufselzungen 
angewandt werden könnte. Aber auch allein mit der Tat- 
sache, dass die Tagesspekulation Geld verdienen will und, 
wie stets bei steigenden Kursen, allmählich wachsende 
Gefolgschaft aus den Reihen des Publikums findet, lässt 
sich das Treiben in der Burgstrasse nicht erschöpfend 
erklären. Man wird immer wieder auf die psychologische 
Erklärung hingewiesen, dass all diese grossen Käufe des 
Publikums, das seine Orders tagaus, tagein an die Börse 
legt, begründet sind in der fast schon krankhaften Flucht 
vor dem Papiergeld. Das Vertrauen zu unserem Geld ist 
infolge seiner slets sinkenden Kaufkraft, aber auch infolge 
des pathologischen Verschwendungstaumels, der das Volk 
erfasst hat, so gering geworden, dass man dem Besitz von 
Geld und Bankkonten die Anlage in Aktien bei weitem 
vorzleht. Dass man den Erwerb von Anteilen, die einem 
die Teilbaberschaft an irgendwelchen — vielleicht schon 
stilliegenden oder mit Verlust arbeitenden — Fabriken, 
an ihren Maschinen und Vorräten, an Bergwerken und 
Eisenwerken für besser hält, als den Besitz von Bündeln 
Papiergeldes. Es ist eine fast naiv zu nennende Sucht 
nach dem Mitbesitz von effektiven Sachwerten. Eine 
Naivität, die so weit geht, dass sie nicht mehr fragt, ob 
nicht dieser Besitz schon überschuldet ist und welchen 
realen Wert er überhaupt noch hat, wenn die Voraus- 
setzung für seine Verwertung, eine in ihren Orgauen 
gesunde, arbeitende und produzierende Volkswirtschaft 
nicht mehr vorhanden ist. Justus. 
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Nach der Flut. Von Walter Rathenau. Berlin. 
S. Fischer Verlag. Preis # 1.50. 
Sozialisierung und kein Ende, — Staat und Vaterland. 
— Ein dunkler Tag. — Der schwerste Febler des Krieges. 
— Offener Brief an Oberst House. — An alle, die der 
Hass nicht bindet. 


Wie fertige ich mein Vermögensverzeichnis? 
Eine ausführliche Anleitung zu seiner Aufstellung von 


Dr. Max Lion. Berlin 1919. Verlag von Franz Vahlen, 
W9, Linkstr. 16. Preis o% 3.30. % 


Wer ist zur Vermögensaufstellung verpflichtet? 7 


Umfang des zu verzeichnenden Vermögens. — Grunde 
vermögen. — Betriebsvermögen. — Sonstiges Vermög 
(Kapitalvermögen). — Schulden. — Die besonderen Vos“ 
schriften über Anzeigen gewisser Vermögensverwendung j 
— Muster des Vermögensverzeichnisses. 2 
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Die Bank. Monatshefte für Finanz- und Bankwesen. 
Herausgeber Alfred Lansburgh. Bank-Verlag, 
Berlin W, Manvsteinstrasse 9. Preis des Einzelheftes 
‚At 2,50, im Quartal # 6.50. Die Hefte erscheinen 
einmal im Monat. 


Heft 4. April 1919: Die Zukunft der Bank 
von England. Von Alfred Lansburgh. — Die Hypotheken- 
banken und der Kommunalkredit. Von Ludwig Eschwege. — 
Einheitsformular im Ueberweisuugsverkehr. Von Otto 
Schoele. 


Heft 5. Die grossen Provinzialbanken im Jahre 1918. 
Von Alfred Lansburgh. — Die Nutzniesser der Geldver- 
schlechterung. Von Ludwig Eschwege. — Arbeitslohn, 
Güterpreis, Goldwert. Von A. L. — Gebühren im Bank- 
gewerbe. Von Dr. Rocke, 


Sozialistische Monatshefte. Herausgeber Dr. J. Bloch» 
Verlag der Sozialistischen Monatshefte, G. m. b. II., 
Berlin W 35. Preis des Einzelheftes 0.90, Doppel- 
heft & 1.80. 


Heft 6 und 7: Hermann Kranold: Was uns an den 
Abgrund führte, — Max Cohen: Vor der letzten Ent- 
scheidung, — Julius Kaliski: Der Rätegedanke beim Neu- 
aufbau Deutschlands, — Max Schippel: Gewerkschaften, 
Betriebsräte und Arbeitsgemeinschaften in England. — 
Dr. Aug. Müller: Ein Vierteljahrhundert genossenschaft- 
lichen Grosseinkaufs in Deutschland. — Konrad Adel- 
mann: Chronische Krise unserer Lebensmiitelversorgung? — 
Bruno Taut: Der Sozialismus des Künstlers. 


Heft 8 und 9: Dr. Ludwig Quessel: Deutschlands 
Versorgung mit Brotstoffen in Gegenwart und Zukunft, — 
Max Schippel: Das Sozialprogramm der englischen Arbeits- 
gemeinschaften. — Walter Oehme: Das Problem Gross- 
Berlin. — Professor Dr. Hans Ehrenberg: Sczialistische 
Aussenpolilik. — Walt Whitman: Ich hörte die Allmutter. 
Uebertragen von Max Hayek. — Adolf Allwohn: Sozialis- 
mus, Religion und Kirche, — Adolf Hepner: Deutschlands 
Amerikakenntnis. 

Heft 10: Dr. Ludwig Ouessel: Europa und der 
Pariser Frieden. — Max Schippel: Ein Völkerbund für 
Arbeitergeseizgebung? — Edmund Fischer: Das Beamten- 
tum der Zukunft. — Roderich von Kienitz: Eisenbahn- 
gemeinschaft und Einheitsstaat. — Hartmuth Merlecker: 
Vorschlag für die Neuaufstellung einer Reichsflotte. — 
Walt Whitman: Exzelsior. Uebertragen von Max Hayek. 

Heft 11/12. Was sollen wir also tun? Von Max 
Coher. — Der angelsächsische Friede, Von Dr. Ludwig 
Quessel. — Zum Aufbau des Reiches. Von Heinrich Peus. — 

om Arbeiterausschuss bis zum Betriebsrat, Von Max 
Schippel. — Gedanken zur Einheitsschule, Von Dr. Bruno 


Borchardt. — Die neue Sozialdemokratie und das neue 
Programm, Von Alfred Moeglich. — Der Gefangene. 
Von Rudolf Neugebauer. — Die Entwickelungstheorie 


ergsons. Von Dr. Raphael Seligmann. 

Heft 15/16. Wir kommen doch wieder hoch! Von 
Rudolf Wissel. — Nach der Unterzeichnung des Friedens- 
Vertrages, — Vom Münchener bis zum Nürnberger 
Gewerkschaftskongress. Von Max Schippel. — Die Ueber- 
Dindung der Gewaltpolitik. Von Theodor Stletzer. — 
Bemerkungen zur Schuldfrage. Von Herrmann Kranold. 
Zentralgewalt und Selbstverwaltung. Von Edmund 
Fischer, — Hausfrauenarbeit. Von Hermine Ziegelroth. — 

in Pfingsten der deutschen Sozialdemokratie. Von Julius 
melin, — Der Religiöse. Von Dr. Raphael Seligmann. 


Zeitschrift für Handelswissenschaft und Handels- 
Praxis. Verlag Carl Erast Poeschel, Leipzig. Preis: 
Vierteljährlich % 4.—. 3 

; „Heft 10/12: Privatrecht und Revolution. Von Geh. 

Justizrat Prof. Dr. Oertmann, Göltingen. — Arbeitslohn, 

s chtstundentag und die Tat Ernst Abbes. Von Regierungs- 

at Prof, Dr. Georg Obst. — Bemerkungen zu Vergesell- 

flungen von Unternehmungen. Von Prof. Dr. Leitner, 
ie Die Revolution und die Gerichtsreform. Von 

Mitgerichisrat Dr. Stern, Berlin. — Zur Frage des 

Pr malarbeitstages, Von A. Vautrin, Mannheim. — Revo- 


lution und Wirtschaftsieben. Von Dr. Otto Jöhlinger. — 

Umwälzung unserer Holzwirtschaft. Von Ernst Wiehe, 

Bremen. — Rechtsfragen des Tages. Von Prof. Heilfron, 

Berlin. 

Archiv für Wirtschaft, Recht und Verwaltung. 
Einführung und Bestandsverzeichnis der Abteilungen 
„Krieg“, „Volkswirtschaft“, „Arbeiterfragen und soziale 
Fürsorge“. (Umfassend die Erscheinungen der Jahre 
1914—17.) Herausgegeben im Auftrage der rechts- und 
staalswissenschaftlichen Fakultät der schlesischen 
Friedrich-Wilhelms-Universität von Dr. Adolf Weber, 
Breslau 1918. Preis c# 4.50. 


Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung 
und Volkswirtschaft im Deutschen Reiche. Her- 
ausgegeben von Hermann Schumacher und Arthur 
Spiethoff. München, Leipzig 1919, Verlag von 
Duncker & Humblot. Preis #2 22.50. 


2. Heft des 43. Jahrganges. Unternehmertum und 
Sozialismus. Von Hermann Schumacher, — Einige Be- 
merkungen zur Lehre von der Sozialisierung. Von Arthur 
Spiethoff. — Die Entwürfe zur neuen Reichsverfassung. 
Von Heinrich Triepel. — Gross-Hamburg als wohnungs- 
politische Frage. Von Fritz Schumacher. — Aus der 
Frühzeit des Bolschewismus. Von Arthur Luther. — 
Rechtsschutz auf dem Gebiete der auswärtigen Verwaltung. 
Von Heinrich Pohl. — Die Verordnung der Reichsregierung 
vom 29. Januar 1919 zur Beschaffung von landwirtschaft- 


lichem Siedlungsland. Von Max Sering. — Belgische 
Aussenhandelsförderung vor dem Kriege. Von Rudolf 
Asmis. — Arbeitslobn und Unternehmergewinn in der 


Gegenwart. Von Adolf Günther. — Die Agrarfrage in 
der Ukraine. Von Otto Auhagen. — Die Abhängigkeit 
des Wechselkurses von Zinsgeschäften und Marktzinsdiffe- 
renz. Von F. Schmidt. 


Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. 


Begründet von Bruno Hildebrandt. Forigesetzt von 
Johannes Conrad. Herausgegeben von Dr. Ludwig 
Elster, Wirkl. Geh. Ober- Regierungsrat in Jena. In 
Verbindung mit Dr. Edg. Loening, Prof. in Halle a. d. S. 
und Dr. Waentig, Prof. in Halle a. d. S. Jena 1919. Ver- 
lag von Gustav Fischer. Preis für den Band # 36.—. 
3. Heft des 57. Bandes, III. Folge. Das Rein- 
ökonomische im System der Volkswirtschaſt. Von Rudolf 
Stolzmann. — Entwickelung des deutschen Genossenschafts- 
wesens seit Erlass des Genossenschaftsgesetzes vom 1. Mai 
1889 I. Von Willy Krebs. — Ausfuhr und Binnenabsatz 
der amerikanischen Kraftwagenindustrie. Von Dr. Ernst 
Schultze. — Einflüsse auf Bevölkerungsvermehrung und 
Bevölkerungsdichtigkeit in Britisch-Indien. Von H. Feh- 
linger, — Volkgwirtschaftliche Chronik für Januar 1919, 
Jahresübersicht, Register und Titelblatt für 1918.} 
4. Heft des 57. Bandes, III. Folge. Das Rein- 
ökonomische im System der Volkswirtschaft (Fortsetzung.) 
Von Rudolf Stolzmann. — Die durch den Krieg hervor- 
gerufenen Gesetze, Verordnungen, Bekanntmachungen usw. 
Die Sozialisierung und die geistig Begabten. Eine 
Erwiderung an Herrn Malleck. — Von Bernhard Shaw. 
Hannover 1919. Freies Deutschland Verlagsgesellschaft 
m.b.H. Preis c# 0.70. f 

Was ist strafbare Steuerhinterziehung. Eine Be- 
trachtung über Steuerverfehlungen und Steuerberatung. 
Von Dr. Noest, Justizrat-in Solingen. Berlin C. 1919, 
Industrieverlag Spaeth & Linde. Preis # 1.—. 


chaftlichen Schwertlinien der bedrohten 

Wen eee Von Dr. E. Tblessen, Professor 
der Geographie an der Handelshochschule Berlin. Her- 
ausgegeben und verlegt von der Arbeitsgemeinschaft 
für staalsbürgerliche und wirtschaftliche Bildung, Berlin W. 
1919. Preis o% 3.—. 

Was ist Sozialisierung? Ein Programm des prak- 
tischen Sozialismus. Von Karl Korsch. Hannove. 
1919. Freies Deutschland Verlagsgesellschaft m. b. Hr 

is M 1.—. 
BEA der Sozialisierung. — Was ist Produktion 
und was sind Produktionsmittel? — Was ist Kapital? — 
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Die Kapitalistenklasse. — Wirtschaftliche und politische 


Macht, privates und öffentliches Recht, — Sozialisierung 
und Sozialpolitik. — Halbe Massregeln. — Die Aufgabe 
der Sozialisierung. — Die Ansprüche der Produzenten 


und der Konsumenten an die Regelung der gesellschaft- 
lichen Produktionsverhältnisse. — Die beiden Grundformen 
der Sozialisierung. — Ausgleich des Interessengegensatzes 
der Produzenten und Konsumenten. — usw. 


Die Lösung der sozialen Frage durch die Schule 
im neuen Deutschland. Von Dr. A. H. Rose. 
Leipzig 1919. Verlag von Fr. Wilh. Grunow. Preis 
V 1.25. 


Vom parlamentarischen Wahlrecht in den Kultur= 
staaten der Welt. Von Professor Dr Fritz Stier- 
Somlo. Berlin 1918. Verlag von Dietrich Reimer 
(Ernst Vohsen). Preis 4.— geh., c# 5.— geb. 

Die ideellen und praktischen Voraussetzungen des 
parlamentarischen Wahlrechts. — Konstitutionalismus und 

Volksvertretung. — Grundelemente der Wahlsysteme der 

Welt. — Das Wahlrecht im Auslande und in Deutschland. 

Vergleiche und Ausblicke. — Anmerkungen. — Sach- 

register. — 

Kriegswucherstrafrecht. Von Dr. Max Alsberg, 
Rechtsanwalt in Berlin. 4. Aufl. Berlin 1918. 
W. Moesersche Buchhandlung. Preis / 6.25. 


Die Rechtsquellen des Kriegswucherstrafrechts. — 
Die Tatbestände des Kriegswucherstrafrechts. — Die 
stratbaren Tatbestände des Höchstpreisgesetzes. — Höchst- 
preisüberschreitung. — Aufforderung und Erbieten zum 
Abschluss eines festgesetzte Höchstpreise überschreitenden 
Vertrages. — Beiseiteschaffung usw. eines von der Auf- 
forderung zur Ueberlassung betroffenen Gegenstandes. — 
Unterlassung des Verkaufs von Höchstpreisgegenständen 
trotz Aufforderung der zuständigen Behörde. — Verheim- 
lichung von Höchstpreisgegenständen gegenüber den zu- 
ständigen Beamten. — Zuwiderhandlungen gegenüber den 
erlassenen Ausführungsbestimmungen. — Die strafbaren 
Tatbestände der Verordnung gegen übermässige Preis- 
steigerung. — Der Preiswucher, — Zurückhaltung von 
Bedarfsgegenständen. — Absichtliche Preissteigerung durch 
unlautere Machenschaften. — Beteiligung an Preis- 


steigernngskomplotten. — Aufforderung, Anreizen und 
Erbieten zu Preissteigerungshandlungen. — Die strafbaren 
Tatbestände der Kettenhandelverordnung. — Der Ketten- 


handel und ihm gleichstehende unlautere Machenschaften, — 
Die der Vorbeugung des Kriegswuchers dienenden straf- 
baren Tatbestände der Kettenhandelverordnung. — Täter 
und Teilnehmer des Kriegswucherdelikts. — Die Schuld- 
formen des Kriegswucherdelikts. — Haftung für Vorsatz und 
Fahrlässigkeit, — Die vorsätzliche Begehung des Kriegs- 
wucherdelikts; insbesondere Ausschluss des Vorsatzes 
infolge Irrtums. — Die fahrlässige Begehung des Kriegs- 
wucherdelikts und das Mass der erforderlichen Sorgfalt. — 
Einheit und Mehrheit des Kriegswucherdelikts. — Einheit- 
liches Zusammenfallen des Kriegswucherdelikts mit anderen 
Delikten, — Die Strafen der Kriegswuchergesetze. — 
Rückwirkung einer Gesetzesänderung auf ein noch nicht 
abgeurteiltes Kriegswucherdelikt. — Wortlaut der Kriegs- 
wuchergesetze, — Register. 


Betrachtungen zur Bilanz- und Dividendenpolitik 
der Gesellschaften während des Krieges. Von 
Dr. Richard Rosendorff, Rechtsanwalt in Berlin. 
Berlin 1918. Carl Heymanns Verlag. Preis c# 3.—. 

Einleitung. — Die Diskussion über dieKriegsbilanzen. — 

Die Aufstellung der Kriegsbilanzen, insbesondere Ab- 

schreibungen, offene und stille Reserven. — Kritik und 

Antikritik der stillen Reserven. — Bilanzierungs-Methoden 

und Inhalt der Gewinn- und Verlust-Rechnung. — Divi- 

dendenerhöhungen und Bonus. — Kapitalserhöhung durch 

Ausgabe von Aktien mit wertvollen Bezugsrechten und 

Gratisaktien. — Andere finanzielle Transaktionen. — Die 

Unrichtigkeit der Theorie von der Verarmung Deutsch- 

lands durch den Krieg. 


Die Schutzzölle und ihr Einfluss auf dle deutschen 
Reichsfinanzen. (Von 1892—1912). Von Dr. Ignaz 


v. Mellin. München 1918. Verlag von Ernst Reinhardt 
Preis # 2.50. 

Einleitung. — Die Schutzzölle und die Einnahmen 
des Reichs. — Die Schutzzölle und die Ausgaben des 
Reichs. — Wäre ein Abbau der Schutzzölle für die Finanzen 
des Reichs verhängnisvoll? 


Der Wirtschaftskrieg. Die Massnahmen und Be- 
strebungen des feindlichen Auslandes zur Bekämpfung des 
deutschen Handels und zur Förderung des eigenen Wirt- 
schaftslebens. Herausgegeben vom Königlichen Institut für 
Seeverkehr und Weltwirtschaft an der Universität Kiel, 
Kaiser-Wilhelm-Stiftung. Zweite Abteilung: Russland, 
Bearbeitet von Adolf von Vogel, zurzeit wissenschaft- 
licher Hilfsarbeiter am Institut für Seeverkehr und Welt- 
wirtschaft. Jena 1918. Kommissions-Verlag von Gustav 
Fischer. Preis #4 10.— geh. 

Deutsche Interessen und die deutschfeindliche Be- 
wegung in Russland vor dem Kriege. — Massnahmen und 
Bestrebungen zur Schädigung des deutschen Wirtschafts- 
lebens. — Rechtsstellung feindlicher Ausländer bis, zum 
Kriege. — Aufhebung der Staatsverträge und ihre Folgen. 
— Kampfgesetzgebung. — Grundbesitz und Liegenschaften. 
— Feindliche Industrie- und Handelsunternehmungen. — 
Gewerbliche Schutzrechte. — Zahlungsverbot. — Handels- 
und Vertragsverbot, — Russische Aktien und Wertpapiere. 
— Sonstige Massnahmen gegen feindliche Ausländer und 
ihr Vermögen. — Die deutschfeindliche Bewegung und 
ihre Einwirkung auf den Wirtschaftskrieg. — Abschliessende 
Bemerkungen. — Massnahmen und Bestrebungen zur Förde- 
rung des russischen Wirtschaftslebens. — Entwicklung der 
Landwirtschaft während des Krieges. — Bestrebungen und 
Massnahmen zur Förderung der Landwirtschaft. — Handel. 
— Aussenhandel. — Binnenhandel. — Industrie: Allge- 
meine Entwicklung der Industrie während des Krieges. — 
Massnahmen zur Förderung der Industrie, — Die Wirkungen 
der Revolution. — Gründungstätigkeit. — Kapitalser- 
höhungen. — Bankwesen. — Genossenschafiswesen. — 
Versicherungswesen. — Verkehrswesen. — Massnahmen 
allgemeiner Art zur Hebung des Wirtschaltslebens. — 
Handelspolitik. — Schlusswort. 


Die Ausschaltung unseres Handels durch das Kriegs- 
wirtschaftsrecht — eine nationale Gefahr! Von 
Dr. Ernst Neukamp, Reichsgerichtsrat in Leipzig. 
Berlin 1917. Verlag von Otto Liebmann. Preis 3.—. 

Einleitung. — Die Einwirkung der Höchstpreise, der 

Beschlagnahme und der öffentlichen Verteilung der Waren 

auf den Handel. — Die Beeinträchtigung des Handels 

durch die landesrechtlichen Ausfuhrverbote, — Die Kriegs- 
wucherverordnungen und ihre den redlichen Handel aus- 
schaltenden Wirkungen. — Die teilweise Beseitigung der 

Gewerbefreiheit durch das Kriegswirtschaftsrecht und ihre 

Folgen für Handel und Gewerbe. — Die gänzliche Aus- 

schaltung des freien Handels durch die Kriegsgesellschaften. — 

Rückblicke und Ergebnisse. — Die in der Schrift ange- 

führten wichtigsten Gesetze, Verordnungen und Bekannt- 

machungen in ihrer jetzt geltenden Fassung. 


Neu-Deutschlands Wirtschaft. Betrachtungen im 
vierten Jahre des Weltkrieges. Von Oscar Mons terberg. 
Berlin 1918. Verlag von Karl Curtius. Preis #2 1.70. 

Friede und Handel, — Friede und Arbeit, — Demo- 
kratie und Sport. — Dichtkunst und Musik, — Zusammen- 
fassung. 


Von der Kriegs- zur Friedenswährung. Von Dr 
A. Hahn. Tübingen 1918. Verlag von J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). Preis # 2.60; für Abonnenten des 
Archivs für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik o% 2.—. 

Einleitung. — Goldwährung und Markwährung. — 

Die Einlösbarkeit der Banknoten in Gold und der Umlauf 

von Goldmünzen. — Die Goldankaufspflicht der Reichs- 

bank und die Freiprägbarkeit des Goldes. — Der Umfang 
des Notenumlaufs, 


Das staatliche Geldwesen Englands zurzeit der 
Bank-Restriction (1797 bis 1821). Von Johannes 
Wolter. Strassburg 1917. Verlag von Karl Trübner- 
Preis # 7.— 


j 
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Der Rechtszustand des englischen Geldes im Anfang 
des Jahres 1797: Das metalloplatische Geld. — Das Papier- 
geld. — Die Aufhebung der Noteneinlösung und die Ent- 
wicklung des Geldwesens bis zum Verlassen der Gold- 
währung im Jahre 1806. — Obstruktioneller Uebergang 
zur Papierwährung. — Die exaktorische Restauration der 
Goldwährung. — Die Wiederaufnahme der Barzahlungen. 
— Zusammenfasseuder Rückblick über die dromische Ver- 
waltungstätigkeit des Staates seit 1797. 


Wie schützt man die deutsche Industrie vor der 
von unseren Feinden beabsichtigten Vernich- 
tung? Unparteiische, sachliche, auf Zahlen des Statisti- 
schen Amtes des Deutschen Reiches und auf Tatsachen 
begründete Zusammenstellung. Verfasser C. Scholtz, 
Hamburg 22, Berthastr. 33. Preis # 0.25. 


Kriegs- und Friedensrüstung der deutschen Ver- 
sicherung. Von Prof. Dr. Alfred Manes. Dresden 
und Leipzig 1917. „Globus“ Wissenschaftliche Verlags- 
anstalt. Preis -Æ 1.80. 

Die Versicherung eine Stütze des Wirtschaftslebens. — 
Erörterungen von Versicherung und Krieg in Friedens- 
zeiten. — Die deutsche Versicherung ohne Erschütterung 
im Krieg. — Betriebsschwierigkeiten. — Kriegsanpassungs- 
fähigkeit. — Sicherheit der Vermögenslage. — Ver- 
Sicherungstechnischer Generalstab. — Versicherung und 
Friedensbedingungen. — Uebergangswirtschaft. — Kriegs- 
beschädigte und Aushilfskräfte. — Zusammenschluss zur 
Lösung von Friedensproblemen. — Abgelehntenver- 
Sicherung. — Oeffentlich-rechtliche Lebensversicherung. — 
Kriegssterbekassen. — Kriegspatenversicherung. — Kriegs- 
lebensversicherung der Zukunft. — Kriegssterblichkeit. — 
Frauenversicherung. — Versicherung Minderbemittelter. — 
Unfallversicherung Kriegsbeschädigter. — Hypotheken- 
versicherung in neuer Gestalt. — Mietverlustversicherung.— 
Staatliche Sturm- und Wasserschädenversicherung. — 
Deutsche Seekriegsversicherung. — Nationalisierung der 
Privatversicherung usw. 

Eiserne Ration. Naumburger Briefe zur Verteidigung 
der wirtschaftlichen Freiheit. Kleine Auswahl aus den 
Jahren 1917 und 1918. Berlin 1918. Verlag Dr. Schiele, 
Berlin. Preis # 1.—. 

Warum wir keine Milch und wenig Brot haben. — 
Bürokratie oder Kaufmann. — Ungeordneie Umkehr. — 
Wir wollen wieder ehrlich werden. — Eiserne Ration. — 

laumässige Umkehr, 

Ist das „System Brentano“ zusammengebrochen? 
Ueber Kathedersozialismus und alten und neuen Merkanti- 
lismus. Von Lujo Brentano, Professor an der Uni- 
versität München. Berlin 1918. Verlag von Erich Reiss. 
Preis £ 2.80. 


Die Kohlenversorgung Europas. Von Ingenieur A, H. 
Goldreich, Wien. Berlin und Wien 1918. Verleg von 
en & Schwarzenberg. Preis geh. A 12.—, geb. 

4.—, 
Kohlenbergbau und Wirtschaftspolitik. — Eisenbahnen 

Mnd Kohlenberebau im Lichte der Volkswirtschaft. — Die 

Kohlennot Europas, — Der Kohlenvorrat der Erde, — Die 
ohlenproduktion Europas. — Der Kohlenverbrauch Europas. 

Die Kohlen-Einfuhr und -Ausfuhr Europas. — Die Koks- 

Produktion Europas, — Die Eisenerzgewinnung Europas. — 


Ar Roheisenerzeugung. — Die Stahlerzeugung. — Eng- 
a und Deutschland als Kohlenstaaten. — Die Welt- 


ürrenz in der Kohlenproduktion vor dem Weltkriege. 
Aus Fürst Bülows diplomatischer Werkstatt. 
Deutsche Politik“ 1913—1916. Von Professor Dr 
ichard Hamel. 2. Auflage. Berlin. Verlag von 
nn Curtius. Preis # 1.50. l i 
zial-Besteuerung. Von Dr. Ernst Ruzicka. Wien 
ig. Manzsche k. u. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Suchhandlung. Preis Kr. 4.—. 
Die validensteuer, — Vermögenssteuer. — Kapitalssteuer. 
Schutzhaft, ihr Begriff und ihre rechtlichen 
Tundlagen. Von Dr. Franz Schulze-Berge. 
plin 1918. Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht. 
eis # 3.90. 


Begriff und rechtliche Natur der Schutzhaft. — Die 
Anwendung der Schutzhaft. — Die Vollstreckung der Schutz- 
haft. — Die Anrechnung der Schutzhaft auf Strafe. — Die 
Aufhebung der Schutzhaft. — Erneute Verhaftung. — Das 
Beschwerderecht der Verhafteten. — Verteidigung, Recht 
des Verteidigers, Beistand. — Ausnahme von der Schutz- 
haft. — Entschädigungsanspruch. — Schutzhaft und Auf- 
enthaltsbeschränkung. — Die rechtliche Bedeutung der 
Schutzhaft im konstitutionellen Staat. — Das preussische 
Gesetz über den Belagerungszustand und das Reichsgesetz 
vom 4. 12. 1916. — Das Reichsgesetz vom 4. 12. 1916 
in der Literatur, 

Das Staatsmonopol der Feuerversicherung in den 
Niederlanden. Von A. F. Breedenbeek, Feuer- 
versicherungs-Techniker. Amsterdam 1918. Internatio- 
nale Verlagsgesellschaft. Preis 4 2.40. 

Demokratie und Freiheit. Eine Untersuchung über 
das parlamentarische System und seine Wirkungen in 
den westlichen Kulturstaaten. Frankreich. Von Julian 
Borchardt. Berlin 1918. Buch- und Zeitschriftenhaus 
Georg Sturm. Preis c# 1.20. 

Das ideale Wahlrecht, — Wie die regierende Mehr- 
heit aussieht. —- Die parlamentarische Korruption. — Die 
Kammer an der Arbeit. — Die verantwortliche Regierung. — 
Die demokratische Pyramide. — Die Könige der Republik. — 
Der Anteil der Arbeit. 

Die Türkei. Von Dr. Achmed Emin, Professor der 
Statistik an der Universität Konstantinopel. Gotha 1918. 
Verlag von Friedrich Andreas Perthes. Preis e 4.—. 

Einleitung, — Land und Leute. — Die türkische 
Geschichte bis zum Tansimat. — Die Türkei im Kampfe 
um den Fortschritt. — Die junge Türkei und ihre Probleme. — 
Statistischer Teil. — Sachregister. — Literaturverzeichnis. 
Kommunale Frauenarbeit im Kriege. Von Anna 

Plos, Mitglied des Ortsschulrates von Stuttgart. 
Berlin 1917. Verlag für Sozialwissenschaft. Preis # 0.60. 

Allgemeines. — Die Frau in der Kriegsfürsorge, der 
Armenpflege, der Wohnungsfürsorge, in der Lebensmittel- 
versorgung der Gemeinden. — Die Fürsorge für Mutter 
und Kind. — Die Frau in der Vormundschaft. — Die 
Waisenpflege. — Die Frau in der Polizei- und Schul- 
verwaltung. — Schlussbemerkungen. 

Der bargeldlose ZahlungsverkehrundseineVorteile. 
Mit 17 Musterbeispielen. 2. umgearbeitete und erweiterte 
Auflage. Als Ratgeber für jedermann gemeinverständlich 
dargestellt und am Musterbeispielen erläutert von 
Arthur Saglitz, Gewerbelehrer in Meerane i. S. 
Meerane 1917. Verlag von E. R. Herzog. Preis a 1.—. 

Vorwort. — Der bargeldlose Zahlungsverkehr für die 
einzelnen Stände und Berufe. — Der Bankscheck- und der 
Ueberweisungsverkehr. — Der deutsche Postscheck- und 
Ueberweisungsverkehr. — Der internationale Postüber- 
weisungsverkehr. — Der deutsche Gemeindegiroverkehr. — 
Vorteile des bargeldlosen Zahlungsverkehrs. — Ver- 
besserungsvorschläge. — Schlusswort. à 
Imperialismus und Handelskrieg. Eine volkswirt- 

schaftliche Untersuchung über die Entwicklungstendenzen 
der modernen Wirtschaft und der Handelspolitik. Von 
Dr. M. Nachimson. Bern 1917. Ferd. Wyss Verlag. 
Preis c 3 50. Kr 

Vorwort. — Einleitung. — Der Imperialismus, — 
Die Völkerwanderungen. — Der Kampf um die Kolonien in 
der Periode des Handelskapitals. — Der Kampf um den 
Absatzmarkt. — Die Kolonien der europäischen Gross- 
mächte als Absatzmärkte. — Die Kolonien als Rohstoff- 
lieferanten. — Der drohende Handelskrieg: Der Sturm 
gegen die Meistbegünstigungsklausel, — „Mitteleuropa“. — 


Die wirtschaftlichen Aussichten Mitteleuropas. — Der 
Wirtschaftsbund des Zehnmächteverbandes. — Die Nen- 
tralen. — Schlussbetrachtungen, 


andsverleger-Compagnia zu Wienn. Die erste 
ee 1622—1624. Verfasst von 
Carl v. Peez, k. u. k. österreichisch-ungarischer Ge- 
neralkonsil i. P. Herausgegeben im Auftrage der Stadt 
Wien. Wien 1918. Verlag Gerlach & Wiedling. Preis 


AM 2.50. 
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Einleitung. — Kompagniewesen. — Fleischversorgung 
Wiens. — Projekt des staatlichen Viehhandelsmonopols. — 
Gründung der Laudsverleger-Compagnia — Generalpatent. 
— Einleger und Angestellte der Compagnia. — Undurch- 
führbarkeit des kaiserlichen Viehhandelsmonopols. — Die 
Ochsengriese und der kaiserliche Handgraf. — Feindschaft 
der wiener Fleischhauer und der ungarischen Ochsentreiber 
gegen die Compagnia. — Beschwerden und Feindschaft 
der Finanzbehörden. — Kaiserliche Kommission. — Ver- 
gleich zwischen Finanzverwaltung und Compagnia. — Dar- 
lehen der Compagnia an den Kaiser und an die wiener 
Fleischhauer. — Ungarische Konkurrenzviehmärkte. — 
Bethlen Gabors Steuerbehörden. — Ableitung der un- 
garischen Viehausfuhr Fber Polen nach Deutschland. — 
Einberufung und Bericht einer grossen kaiserlichen Kom- 


mission. — Eingabe an den Kaiser. — Häutehandlung. — 
Bilanzen der Compagnia. — Zensurierung der Rechnungen. 
— Münzverhälinisse. — Gutachten der kaiserlichen Hof- 


kammer über die Compagnia. - - Aufhebung. — Schuldfrage. 

Hindenburg oder Napoleon. Die Offenbarung unserer 
Kralt. Von Carl Leyst. Mit 4 Bildtafeln und 2 Schlacht- 
pläuen Berlin 1918. Verlag Gustav Braunbeck G. m. 
b. H. Preis c# 2.50. 

Napoleon: Neuer Geist in alten Zahlen. — Napoleon- 
Zahlen im Jahrhundertbild. — Zehrende Mehrheit und 
mehrende Minderheit. — Geheimnisse der Napoleon- 
Reklame. — Hindenburg: Der taktische Hammer in der 
Hand Hindenburgs — Austerlitz und Tannenberg. — 
Napoleon neben Hindenburg. — 12 Telegramme über 
den Aufstieg und Untergapg des Generals Bonaparte. —- 
Bilder. 

Grundfragen der Soziologie. Individuum und Gesell. 
schaft. Von Georg Simmel, Berlin und Leipzig 1917. 
Verlag der G. J. Göschenschen Verlagshandlung. Preis 
M 1.—. 

Das Gebiet der Soziologie. — Das soziale und das 
individuelle Nivean (Beispiel der Allgemeinen Soziologie). 
— Die Geselligkeit (Beispiel der reinen oder Formalen 
Soziologie). — Individuum und Gesellschaft in Lebens- 
anschauungen des 18. und 19. Jahrhunderts (Beispiel der 
Philosophischen Soziologie). 

Der Nahrungsmittel- und Rohstoffbedarf Englands. 
Bericht der Dominions Royal Commission. Dem Parla- 
ment vorgelegt im November 1915. Erschienen London 
1915. Bearbeitet und ergänzt von Dr. Hermann 
Curth, wissenschaftlicher Hilfsarbeiter am Institut für 
Seeverkehr und Weltwirtschaft. Jena 1917. Verlag von 
Gustav Fischer. Preis c 3.—. 

Einleitende Bemerkungen des Bearbeiters. — Bericht 
der Dominions Royal Commission über den Nahrungsmittel- 
und Rohstoff bedarf Englands. — Aufgaben der Kommission. 
— Memorandum. — Nahrungs- und Genussmittel einschl. 
Futter- und Düngemittel. — Getreide, Hülsenfrüchte, Mais, 
Reis. — Kartoffeln und Gemüse. — Fleisch. — Erzeug- 
nisse der Kleintierzucht, — Fische, — Milch- und Molkerei- 
produkte. — Speisefette. — Speiseöle. — Obst. — Zucker. 
— Kolonialwaren. — Alkoholische Getränke. — Tabak. — 
Futtermittel. — Düngemittel. — Rohstoffe und Halbfabrikate. 
— Kohle. — Metall-Rohstoffe. — Textilien. — Hänte, 
Felle, Leder, Pelze. — Technische Fette und Oele und 


deren Rohstoffe. — Gummi und Harze. — Drogen. — 
Kautschuk. — Produkte der chemischen Industrie. — Ver- 
schiedenes, — Einfuhr von Nahrungsmitteln und Roh- 


stoffen nach dem Wert und Anteil der kolonialen und aus- 

ländischen Einfuhr im Jahr 1915. Uebersichten über die 

Entwicklung der englischen Nahrungsmittel- und Rohstoff- 

versorgung nach dem Anteil der inländischen, kolonialen, 

imperialen und ausländischen Versorgung in den Perioden 

1901/05, 1906/10 und 1911/13. 

Das parlamentarische System. Eine Untersuchung 
seines Wesens und Wertes. Von Dr. Robert Piloty, 
8.0. Prof. der Rechte an der Universität Würzburg. 
Berlin und Leipzig 1917. Verlagsbuchhandlung Dr, 
Walther Rothschild. Preis: geh. c# 2.80, geb. e 4.20. 


Verantwortlich für den redzktionellen Teil G, Friedmann-Charlottenburg. 


Das Wesen des parlamentarischen Systems. — Die 
Nachteile des konstitutionellen und die Vorzüge des par- 
lamentarischen Systems. Die Nachteile des parlamentari- 
schen und die Vorzüge des konstitutionellen Systems. — 
Die Einführung des parlamentarischen Systems in 
Deutschland. 


Englische Nationale Versicherungsgesetze 1911 
und 1913. Sonderheft der Oesterreichischen Zeitschrift 
für öffentliche und private Versicherung. Herausgegeben 
von Dr. Josef Maria Baernreither im Vereine mit 
Karl Kögler, Dr. Wilhelm Berliner und. Dr. 
Richard Engländer. Wien 1918. Manzsche K. u. k. 
Hof-, Verlags- und Universitäts-Buchhandlung. Preis 
Kr. 6.—. 


Versicherte Personen. — Beiträge, — Leistungen. 
Kürzungen. Konkurrenz mit anderweitigen Entschädigungs- 
ansprüchen. Bestimmungen für Versicherte. Ermächtigung 
zur Abänderung der Versicherungsleistungen in gewissen 
Fällen. — Durchführung der Versicherung: Anerkannte 
Kassen und Versicherungskommissionen. Gewährung von 
Arzthilfe und Heilstätten. Ermächtigung zur Ausdehnung 
der Heilstättenpflege auf die Angehörigen der versicherten 
Personen. Wochengeld. Bestrafung der Ehegatten in 
Fällen vernachlässigter Obsorge. Rückversicherung zum 
Zwecke der Sicherstellung des Wochengeldes. Ermäch- 
tigung zu Spenden an Spitäler. — Anerkannte Kassen. — 
Mitgliedschaft anerkannter Kassen und Uebertritt von Mit- 
gliedern, — Rechnungslegung. Bilanzaufstellung. Ueber- 
schüsse und Angänge. — Sparversicherung. — Bestimmungen 
über besondere Gruppen versicherter Personen. — Finan- 
zielle Vorschriften. — Versicherungsamt. Beirat. — Ver- 
sicherungskommissionen. — Ausserordentliche Häufigkeit 
von Erkrankungen. — Ergänzende Bestimmungen. — 
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit. — Allgemeine Be- 
stimmungen. — Anhänge. 


Handwörterbuch der Kommunalwissenschaften. 
Herausgegeben von J. Brix, H. Lindemann, O. Most, 
H. Preuss, A. Südekum. Jena 1918. Verlag von 
Gustav Fischer. Preis f. Bd. I: geh. 21.—, geb. 
M 28.—. 

Lieferung 8 u. 9 (enthaltend Bogen 34 bis Schluss 

Bd. I einschl. Bandtitel und Inhalt): Desinfektion der 

Abwässer. — Filtration des Wassers. 


Wesen und Aufgaben der Jugendpolitik. Von Wirkl. 
Geh. Admiralitätsrat Dr. Felisch. Berlin 1918. Verlag 
der Jugendlese, Preis o% 2.—. 


Allgemeines. — Wesen der Jugendpolitik. — Die 
Jugendpolitik ist ein Teil der allgemeinen Politik. — Die 
Jugendpolitik hat die Mittel des. Erreichbaren anzuwenden. 
— Sie hat die besten Massnahmen und Einrichtungen. für 
die Jugend im Staate zu treffen. — Aufgaben der Jugend- 
politik. 

Grundsätzliches zur Frage: Kriegskostendeckung 
und Steuerreform. Von Professor, Dr. Edgar Jaffe 


München, 
Kriegskosten und Volksvermögen. — Die absolute 
Höhe der Kriegskosten. — Kriegsverluste, Kriegsauf- 


wendungen und Kriegsgewinne. — Der „Rechenfehler“ in 
der Kriegswirtschaft und seine Beseitigung. — Das Problem 
der Reichsfinanzreform. — Die Aufgabe. — Kriegsgewinn- 
steuer und Vermögensabgabe. — Deckung der restlichen 


Staatsnotwendigkeiten. — Die beiden Steuerdogmen. 


Ersparnissteuern und Ergiebigkeitssteuern. — Die künftigen 
Steuern als Grundlagen des Neuaufbaues. — Einmalige 
Besteuerung. — Dauernde Abgabe. — Eigeneinnahmen 
des Reichs. — Der Neuaufbau der Volkswirtschaft. 


Deutschlands Volksvermögen im Kriege. Ein Beitrag 
zur Frage: Vermögensopfer und Kriegsentschädigung. 
Von Prof. Jastrow. Berlin 1919, Verlag von Julius 
Springer. Preis M. 2.40, t 
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